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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch, den 11. März 1908.

Beginn 11 Uhr 30 Minuten. .

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-

ausschuß und die Zentralverwaltungsbehürdefür das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis
31. März 1909.

3. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
a) zur Zahlung von Pensionen :c. au Provinzialbeamte und vou Witwen- und Waisen¬

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waiscngeldern

an nicht ruhegehaltsberechtigteAngestellteuud Arbeiter bczw. deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftnng

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.
4. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Pruvinzial-Tanbstummenanstalteu

zu Aachen,Nrühl, Cöln, Elbcrfeld, EsseN, Esseu-Huttrop, Kempen, Ncuwied und Trier, sowie
über die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftuug, des Unterstützuugsfonds der frühereu
Vereins-Taubstummenanstaltzu Cöln und des Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstumme
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.

5. Antrag der II. Fachkommissionzu deu Haushaltsplänen der Pruviuzial-Vlindenaustalteu zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den Unter¬
stützungsfondsfür Vlinde für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.

6. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Proviuzialausschusses,betreffend die Uebersicht
über den Eisenbahnfuudsund die Förderung von Bahuunternehmungeu.

7. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Proviuzialausschusses,betreffeud die sugeuauuteu
gleislosenelektrischen Straßenbahnen.

8. Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaftlichen
Angelegenheiten nebst

Anlage H, Voranschlagfür die Pruvinzial-Weiu- und Obstbanschule zu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Pruvinzml-Wcin- und Obstbauschule zu Krcuznach,
Anlage 0, Voranschlagfür die Pruvinzial-Weiu- uud Obstbauschnle zn Ahrwcilcr

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.
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9. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentschädigungen infolge:

a) von Rotz und Lungeuseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffenddie Abwehr
und Unterdrückung von Viehseuchen, und Ausführungsgesetz vom 12. März 1891),

d) von Milz- und Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung
für an Milz- und Rauschbrand gefallene Tiere),

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.
10. Antrag der I. Fachkommission zum Hanshaltsplan über die Vcrwaltungskosten der Rheinische!:

für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1908 bis
31. Dezember 1908.

11. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Besoldungen nnd anderen
persönlichen Ausgaben für die

H.. bei der Landes-VerficherungsaustaltRheinpruvinz,
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterverficherung beschäftigten Provinzialbeamten

für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1908 bis 31, Dezember 1908.
12. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostcndes Genusseu-

schaftsvorstandesder Rheinischenlandwirtschaftlichen Bcrnfsgenosscnschaft für das Kalenderjahr
vom 1. Januar 1908 bis 31. Dezember 1908.

13. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenwesen einschließlich
der Hebanlinenlehraustalteuzu Cülu nnd Elberfeld für das Rechnungsjahrvom 1. April 1908
bis 31. März 1909.

14. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht nnd Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
den Erwerb von Basaltstcüibrüchcnfür die Provinzialstraßeuuerwaltuna.

15. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landesbaut
der Rheiupruviuz für das Rechnungsjahr vom I. April 1908 bis 31. März 1909.

16. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschnsfes,betreffend
Wahl der Kommission znr Mitwirkung bei der Unterverteilungder nach § 16 des Gesetzes über
die Kriegsleistungenvom 13. Juni 1873 etwa auszuschreibenden Landlieferungenauf die Kresse.

17. Antrag der I. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Provinzialausschusses.betreffend
die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern und deren Stellvertretern für die Oberersatzkommisswueu
und Hilfs-Oberersatzkomuiissionen in den im RegierungsbezirkDüsseldorfnen gebildeten Land-
Wehrbezirken, ^„ . , <

18. Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 sowie Voranschlag für d« Fürsorgeerziehungs-
Anstalt Fichtenhain für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis ^- M«rz 19U«

19. Autrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Proviuzialausschnffes,betrGn
den Fortgang in der Errichtung weiterer Rheinischer für «ltere
FürsorgezöglingemännlichenGeschlechts, katholischen und evangelischen Veleuntmsses.

20. Aut ag der II Fachkommission zum Bericht nnd Antrag des Provinzialausschues, betreffend
deu weitereu Ansba« der Rheinischen fchuleutasfeue Fürsorge-
zögliugemäunlichenGeschlechts nnd katholischen Bekenntnisses zu Fuhw. a.n ei CreM

2l.Antra der II. Fachkommissionznm Bericht und Antrag
treffend den Erlaß eines Reglements für die Rheinische Pr°vlnzial-Fur,orgeerz,ehungsanstalt
Fichtenhain.
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22. Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
Anlage ^,, Voranschlag über die Verwendungdes Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen,

.Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues,
Anlage v, Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe der dem Pro-

vinzicilverbande gehörigenSteinbrüche
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.

23. Antrag der III. Fachkommission zur Petition der Gemeinde Trittenheim im Landkreise Trier
um Gewährung einer Beihilfe zum Bau einer Brücke über die Mosel bei Trittenheim.

24. Antrag der III. Fachkommission zur Petition des Gemeinderats von Wehr im Kreise Mayen,
betreffenddie Unterstützungdes Gemeinde-Wegebaues.

25. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Ge¬
währung nun Beihilfen aus Fonds ^ und L zum Gemeinde- und Kreis-Wegebau für das
Rechnungsjahr 1907.

26. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die ander-
weite Ordnung der Verwaltung und des Schutzes der Gemeiudcwaldungenin der Rhein-
Provinz.

27. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligung von Beihilfen zu den Kosten

a) der Regulierung der Nahe von Kreuzuachbis Biugen,
b) der Regulierung der unteren Wupper,
«) der Räumnng der Niers.

28. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht nnd Antrag des Provinzialausschussesüber die
Ausführung des Beschlusses des 47. Proviuziallandtags vom 16. März 1907, betreffenddie
Regelung der Vorflut vou Wasserläufenbei Zusammenlegungen.

29. Antrag der IV. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
ein Gesuch des Ackerers Stefan Ostertag zu Grosselfingen,Oberamt Hechingen,vom 19. Sep-
tember 190? um Abstandnahme von der Verfolgung eines Regreßansprnchcsder Rheinischen
landwirtschaftlichen Bernfsgenossenschaft gegen ihn.

30. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Gesuch des Ackerers Wilhelm Hüser in Malberg, Kreis Bitbnrg, vom 17. Januar 1908 auf
Abstandnahme von der Verfolgung des Regreßanspruchs der Rheinischen landwirtschaftlichen
Bernfsgenossenschaft gegen ihn.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 9. dss. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses auf-
Als Schriftführer für die heutige Sitzung werden die Herren Abgeordneten Fischer und

von Wülfing walten.
Von Eingängen habe ich Ihnen folgendes mitzuteilen:
Es ist eingegangen eine Petition des früher in der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt

Galthausen tätig gewesenenPflegers Hermann Winzen um Wiederciustellungin den Provinzialdienst
unter denselben Bedingungenwie vor seiner Entlassung.

Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, diese Petition an die II Fachkommissionz"
überweisen. Wenn Sie keine Bedenkenhaben, ist die Überweisungerfolgt.
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Weiter ist eingegangeneine Petition des HeinrichZaß in Hagelkreuz bei Langenfeld un:
Befürwortung, daß ihm eine Wirtschaftskonzessionin der Nahe der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt
Galkhllusen erteilt werde, oder, falls dies wegen der Nähe der Anstalt nicht für zulässig erachtet
werden sollte, ihm seine Liegenschaften von der Provinz abgekauft werden.

Auch diese Petition dürfte an die II. Fachkommission zu verweisen sein. — Widerspruch
«folgt nicht.

Die Direktion der Gesellschaft „Verein" beehrt sich, die Herren Abgeordnetenzu einem
Besuche ihrer Räume einzuladen.

Sodann, meine Herren, habe ich mitzuteilen, daß der Herr Abgeordnete Laeis aus Trier
wegen einer Erkrankungin der Familie für die weiteren Sitzungen verhindert ist.

Meine Herren! Die II. Fachkommission beabsichtigt,am Freitag eine Fahrt nach Galt-
hausen zur Besichtigungder Irrenanstalt vorzunehmen,und zwar soll die Fahrt hier vom Stände¬
hause aus um 9'/2 Uhr beginnen. Es werden Automobilebereit gestellt sein.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstandlautet:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Pruvinzial-
landtag, den Provinzialausschuß und die Zentralverwaltnngsbchörde für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr. Neven Du Mont, dem ich das Wort gebe
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Der Haushalts¬

plan, über den ich Ihnen nach dem Beschlusse der I. Fachkommission Bericht zn erstatten habe,
weist einen Mehrbedarf auf von 27 700 Mark, davon werden aber aus eigenen Einnahmen
21 100 Mari gedeckt, so daß er aus allgemeinenMitteln nur eiuen Mehrzuschußvon 6100 Mark
verlangt.

Diese angenehmeLösung ist dadurch eingetreten, daß aus der Feucruersichermigsanstaltein
Betrag von 16000 Mark diesem Haushaltsplan zugeführt werden konnte, nach dem Beschluß des
4?. Landtages, wodurch es ermöglicht wird, daß wenigstensein kleiner Teil der großen Ueberschüsse
d« Feuervcrsicherungsanstalt,die unter ihrer geschickten und tüchtigen Führung jetzt gute Geschäfte
Macht, auch dem allgemeinenBedürfnissedienstbarwird.

Der Haushaltsplan hat dann ferner noch 4800 Mark eigene Mehreinnahmenaus der Ver¬
mietung des Hauses Elisabethstraße8, das die Verwaltung nach dem Beschluß des letzten Prouinzial-
landtags gekauft hat.

Andererseitssind nun die Ausgaben gestiegen, einmal um 2000 Mark für die Kosten, die
M« durch unsere Tagung hier der Prouinzillloerwaltuugverursachen. Dann ist in den Haushalts¬
plan, eine nene Landesassessorstelle eingestelltworden, die mit 3600 Mark dotiert ist. Es ist
^s nicht verwunderlichda bei dem allgemeinenAnwachsen der Bevölkerungdie Geschäfte steigen
Und daher auch mehr Beamte angestelltwerden müssen.

Ferner wünschtdie Provinzialuerwaltung die Stelle eines Bauinspektorsin eine Landes-
Dberbauinspeltorstelle umzuwandeln. Das ist deshalb erforderlich geworden, weil es immer schwieriger
"«d, tüchtige Baumeister in den Bauinspektorstellen festzuhalten,solangees ihnen nicht möglich ist,
wenigstensanch aufzurücken.

Ferner sind 3780 Mark mehr eingestellt worden für die Kosten, die dadurch entstehen,
ö«ß der letzte Provinziallandtag die in Düsseldorf domizilierendenAngestelltender Provinz in die
Eervisklllsse ^ versetzt hat.
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Bei den Biireaubeamten sind 6 nene Stellen kreiert worden. Es erwachsen aber nur
3600 Mark daraus, weil 5 dieser Stellen aus den Nebenkassen bezahlt werden, die den Bauten
dienen, da diese Herren vorzugsweise mit Neubauten beschäftigt sind.

Dann sind 3 weitere Assistentenstellen mit einem Aufwand von 5000 Mark eingesetzt
worden, ohne daß dadnrch eigentlich eine Mehrbelastungdes Hanshaltsplans entsteht, weil gleichzeitig
9500 Mark unter IV. 3 für Bureauanwärter weggefallen sind.

Schließlich entsteht noch ein großer Mehrbedarf von 12 168 Mark, weil die 68 Büreau-
beamten, die iu Düsseldorf dumizilieren, ebenfalls nach Ihreu Beschlüssen in die Servisklasse ^
versetzt worden sind.

Außer alledem ergibt sich dann, daß der Hanshaltsplan einen Mehrzuschuß von 6100
Mark verlangt.

Ich habe die Ehre, im Namen der I. Fachkommission die unveräuderte Annahme dieses
Haushaltsplans zu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzerderSpiritus: Ich eröffnedie Verhandlung nnd frage, ob das
Wort gewünscht wird. — Das ist nicht der Fall.

Dann stelle ich fest, daß der Hauhaltshaltsplan unveränderte Annahme gefundenhat.
Wir kommen alsdann zum

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
a) zur Zahlung von Pensionen :c. an Provinzialbeamte und von Witwen-

und Waisengeldern sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene,
K) zur Zahlung von Invalidengeldcrn (Unterstützungen) und Witwen- und

Waisengeldern an nicht ruhegehaltsberechtigte Angestellte und Arbeiter
bezw. deren Hinterbliebene,

«) über die Dr. Klein-Stiftung,
Berichterstatter ist ebenfalls Herr Dr. Neven DuMont.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Neven DuMont: Meine Herren! Dieser Haushalts¬

plan ist eigentlich ein Haushaltsplan, der lediglich durch laufendeSummen zeigt. Seine Einnahme»
bestehen in der Hauptsacheaus Ueberweisungeu, welche die einzelneu Haushaltspläue au diese» Haus¬
haltsplan zu leisten haben, und dann seine Ausgaben aus denjenigenSummen, welche nach den
Reglements und in Einzclfällen nach Ihren Bestimmungen,an pensionierte Angestellteoder an deren
Witwen und Waisen zu zahlen sind.

Auch dieser Haushaltsplan verlangt natürlich Mehrleistungen, und zwar hat er in diesen»
Jahre 68 977 Mark mehr zu leisten. Dagegen sind Leistungenweggefallen, welche einen Gesamt¬
betrag von 15 800 Mark ausmachen, so daß sich der Mehrbedarf auf 53100 Mark beläuft.

Die Einnahmen haben sich vermehrt, einmal aus 2400 Mark Zinsen, die man also als
eigene Einnahmen des Haushaltsplans bezeichnen kann, und dann aus 50 430 Mark, welche die
Hlluptanstllltnnd alle einzelnen Anstalten der Provinz beizutragen haben, indem 15°/« des Gehaltes
der einzelnen Beamten diesem Funds zugeführt werden.

Die Pensionen haben sich teilweise vermehrt, teilweise vermindert,so daß dazu 53 100 Mark
mehr erforderlich sind.

Meine Herren! Dieser Haushaltsplan wird aber nicht ausreichen, wenn Sie dazu über¬
gehen, den Antrag der Provinzialverwaltung anzunehmen,der in Nr. 10 der Drucksachen enthalten
ist und der einem besonderen Referat unterstellt werden wird. Wird dieser Antrag bezüglich Ab¬
änderung des Ruhegehaltes für Beamte, Angestellte und Arbeiter angenommen, so werden n^)
mehr Mittel notwendigsein, als sie dieser Haushaltsplan über den ich zu referieren habe, ausweist.
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Sie werden dann genötigt sein, diese Mehrmittel ans den 530 000 Mark zu entnehmen,von denen
der Herr Landeshauptmann in seinem einleitendenVortrag gesprochen hat, der Summe nämlich,
bie mehr an Steuern erhoben wird über den für den laufenden Haushaltsplan erforderlichen Betrag.
Zu meinem Hanshaltsplan gehört schließlich noch die Dr. Klein-Stiftung, die einen Mehrertrag
von 90,40 Mark an Zinseu aufweist. Wie Sie wissen, besteht diese Stiftung aus demjenigen
Teil der Pension des früherenLandeshauptmannsvi-. Klein, die Sie ihm über seinen gesetzmäßigen
Anspruch hinaus bewilligt haben. Herr Dr. Klein hat in hochherziger Weise diese Summe mild-
tätigen Stiftungen zugänglich gemacht, und wir können nur alle hoffen und wünschen, daß der
verehrte ausgeschiedeneLandeshauptmannsich diesem Gennsse und der Freude dieser Zuwendungnoch
lange hingebenkann. (Beifall!)

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.— Das Wort
wird nicht gewünscht.

Ich darf dann ohne weiteres feststellen,daß Sie dem Haushaltsplan Ihre Zustimmung
gegeben haben.

Wir kommen zum
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Taubstnmmenanstlllten zu Aachen, Brühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Essen-
Huttrop, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der
Wilhelm-Augustll-Stiftung, des Unterstützungsfonds der früheren Vereins-
Taubstummenanstalt zu Cöln und des Unterstützungsfonds für entlassene
Taubstumme.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Brcuer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Breuer.- Meine Herren! Bei dem Haushaltsplan der

Provinzial-Tllubstummenllnstaltensowie über die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung, des
Ünterstützungs-Fondsder früheren Vcreins-Taubstummenanstaltenzu Eüln und des Unterstützungs¬
fonds für entlassene Taubstumme ist bei Titel II Nr. 7 in den Haushaltsplänen ein Mehr-
zusehuß von 63 250 Mark eingestellt worden. Zu den 8 bestehenden Taubstummenanstalteniu
Aachen, Brühl, Cöln, Elberfeld,Essen, Kempen, Neuwied und Trier kommt als neue selbständige die
für schwachbegabteTaubstumme in Huttrop hinzu, welche bisher mit der Taubstummenanstaltin
Essen verbundenwar. Durch die große Entwicklung, welche diese Huttropcr Anstalt in den letzten
Jahren gewummen hat, wird diese Selbständigkeitmit eigenem Direktor und eigenem Haushaltsplan
notwendig. Ich erinnere nur daran, daß Huttrop heute schon sechs Klassenzahlt und es wird
nicht lange dauern, bis auch dort 7—8 Klassen wie bei den anderen Taubstummenanstalten
vorhanden fein werden.

Bei den Besoldungen für diefe neun Provinzial-Taubstummenanstalteuergibt sich ein
Mehrbedürfnis von 23 871 Mark. Von dieser Summe entfalle» auf die vom 47. Rheinischen
Provinziallandtage bewilligten Gehaltsaufbesserungender Direktoren und Lehrer 14 575 Mark.
Die übrig bleibenden 9296 Mark sind für die neue Stelle des Direktors in Huttrop, zwei neue
Lehrerstellenin Elberfeld und eine neue Lehrerinstelle in Essen notwendig.

Wie Sie alle wissen, meine Herren, leiden wir heutzutagesehr an Lehrermangelin den
Volksschulen. Dies macht sich in besonderem Maße auch bei der Taubstummen-Fürsorgebemerkbar.
Deshalb ist das Bedürfnis nicht von der Hand zu weisen, für die Ausbildung von katholischen
Taubstummen-Lehrern und -Lehrerinnen einen Lehrgang einzurichten,für den 2475 Mark aus¬
geworfen sind. Es besteht eine solche Einrichtung für evangelischeLehrkräfteschon in Neuwied.

b
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Durch diese Kurse wird erreicht, daß die derart ausgebildetenLehrer und Lehrerinnenmindestens
10 Jahre der Rheinprovinz erhalten bleiben. Für den Schuldiener an der Schule zu Elberfeld ist
«ine Erhöhung von 100 Mark vorgesehen,für den Direktor in Huttrop eine Büroentschädignng
von 50 Mark, für die Ordensgenossenschaft, welcher die Wirtschaftsführungim Internat der Anstalt
in Huttrop übertragen werden soll, ist eine Entschädigungvon 500 Mark eingestellt, so daß eine
Mehrausgabe von 3125 Mark entsteht, denen an Ersparnissen bei anderen persönlichen Ausgaben
2085 Mark gegenüberstehen.

Wie überall so macht sich auch in unseremHaushaltsplan die Verteuerung der Lebens¬
mittel in hohem Grade bemerkbar. Mit Rücksicht auf diese hohen Preise und die immer größer
weidendeSchüleranzahl mußten für Beköstigung18 310 Mark mehr eingesetzt werden. Dabei ist
der Pflegesatz meistens nur um fünf Pfennige erhöht worden. Für Utensilien, Mobilien und
Unterrichtsmittel sind 1850 Mark mehr (für Huttrop davon 1500 Mary, für Heizung,
Beleuchtung und Reinigung 5250 Mark (für Huttrup darunter 3000 Mark) mehr, für Kranken¬
pflege und Arznei 300 Mark mehr, für Unterhaltung der Gebäude 1850 Mark, für Instruktions-
reifen der Lehrer 300 Mark mehr und für sonstigeAusgaben sind 2619 Mark mehr eingesetzt
worden. Dazu kommt noch die Summe von 10000 Mark, welche für die Miete des Schulgebäudes
und die Wohnung des Direktors in Huttrop notwendig war. Das gibt zusammen mit den
vorhin genannten Ausgaben ein Mehr von 65 390 Mark, von denen die eigenen Mehreinnahmen
von 2140 Mark abzuziehensind. Dann erhalten wir den eingangs meines Berichtes erwähnten
Mehrzuschußvon 63 250 Mark.

Im Namen der II. Fachkommission bitte ich Sie, den Haushaltsplan nach der Vorlage
zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Sie haben den Vorschlag des
Herrn Referenten gehört.

Wird das Wort gewünscht?— Das geschieht nicht.
Ich stelle die Annahme des Antrages des Herrn Berichterstatters fest.
Wir kommen zum

Antrag der II. Fachkommission zu den 'Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindenanftalten zu Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste
Viktoria-Haus) sowie über den Unterstützungsfonds für Blinde,

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Breuer, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Breuer: Meine Herren! Im vorigen Jahre habe»

Sie den Ausbau uud die Erweiterung der Blindenunterrichtsanstalt zu Düren beschlossen.Die
Erweiterungsbauten gelangen im Jahre 1908 zur Vollendung, schon jetzt ist alles unter Dach-
Da haben wir das große Haus, in dem die Knaben untergebrachtsind, die zahlreichen Wirtschafts¬
gebäude, eine Vorschule,wo die schwächeren und weniger begabten Kinder unterrichtet werden, eM
kleines Lazarett, das einerseits die Möglichkeitder direkten Absonderungbei ansteckendenKrankheiten
bietet und anderseits die Kosten für erkrankte Insassen verringert. Mit dem Erweiterungsbau geht
naturgemäß eine stärkere Belegung Hand in Hand. Demgemäßsind die Ausgaben gestiegen, so daß
von dem Zuschuß an den Haushaltsplan für die Provinzial-Blindenanstalten von 30 280 Mark
auf die Anstalt in Düren allein 28 540 Mark entfallen. Neben den vom 47. Rheinischen
ProvinziaUandtllgegenehmigten höheren Besoldungen des Lehrpersonalsund Aufbesserung des Dienst-

.einkommens der Werkmeister in Höhe von zusammen 2725 Mark ist die Vergütung an die
Genossenschaft der Cellitinnen um 500 Mark und die für das Warte- und Dienstpersonal«M



48. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 11. März 1908. 85

^000 Mark gestiegen. Durch die stärkere Belegung der Neubauten fallen auf die Beköstigung der
Weglinge, Tischwäsche, Lagerung, Reinigung und Krankenpflege13 000 Mark; eine ebensolche
einmaligeAusgabe wurde für Beschaffungvon Mobilien usw. vorgesehen. Neben den Posten für
Bekleidung500 Mark, Beleuchtungund Heizung 2150 Mark und für laufeude Ausgaben 185
-Nark, die höher eingestellt werden müssen, lassen sich an Beschaffung von Mobilien und Utensilien
als laufende Ausgabe 500 Mark und für Instruktionsreifen des Lehrpersonals100 Mark sparen,
^m letzten Falle handelt es sich um den Betrag für Teilnahme an dem in Hamburg stattgehabte«
Blindenlehrerkongreß,der dieses Jahr wegfällt. Die Mehreinnahme» der Anstalt betragen 3900
Mark, so daß der obengenannteMehrzuschußerforderlich ist.

Es befinden sich jetzt in der Dürener Anstalt 190 Blinde, und zwar 120 Knaben und
^ Mädchen. Nach vollständigerFertigstellung aller Einrichtungendürfte die Anstalt für lange
^eit allen Anforderungen und Bedürfnissen, die von Seiten der Pädagogik und Hygiene an sie
gestellt werden, völlig gerecht werden.

Bei der Provinzial-Blindenanstalt in Neuwied ist ein Mehrzuschuß vou 1950 Mark
^forderlich. Die Gehaltsaufbesserungenerfordern 1025 Mark mehr, für Erteilung des Musik¬
unterrichtesund für das Wartepersonalwerden je 100 Mark eingestellt. Für Bekleidnng,Lagerung,
Bettzeug und Tischwäsche sind 300 Mark mehr, für Mobilien und Utensilien 500 Mark mehr,
für Lehrmittel nnd Bibliothek150 Mark mehr, für Rohmaterialien und Arbeitsbetrieb2000 Mark
Mehr, für Anteil der Zöglinge an dem geliefertenArbeitswert 300 Mark mehr erforderlich. Dazu
rnnimt uoch eine einmalige außerordentliche Mehrausgabe von 1000 Mark, die zur Aufstellung eines
Geräteschuppensund zur Anbringung von Jalousien vor den nach Südeu gelegene» Fenstern des
Schlaf- und Stricksaales der Mädchen erforderlich ist. Zuletzt kommen noch an sonstigen Ausgaben
315 Mark hinzu, die mehr eingestelltwerden müssen. Davon gehen 350 Mark, die an Unter¬
haltung der Gebäude und Inspektionsreisengespart werden, ab, sowie 3500 Mark, die durch Mehr-
einnahmenaus dem Verkauf von Handarbeitengedeckt werden, so daß noch der obcngenanute Mchr-
zuschuß von 1900 Mark zu decken ist.

Bei dem Haushaltsplan über den Unterstützungsfondsfür Blinde ist nichts besonderes
su bemerken.

Die Summen der Kapitalien in diesem Fonds betragen 149 784,96 Mark.
Auch hier empfiehlt Ihnen die II. Fachkommission, dem Antrage auf Genehmigungdes

Haushaltsplans beizustimmen.
Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht

ber Fall. Ich stelle fest, daß Sie den Haushaltsvlau unverändert angenommen haben.
Wir kommen dann zum

Antrag der III. Fachkommisfion zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Ueberficht über den Eisenbahnfonds und die Förderung vou
Bahnunternehmungen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Klotz, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKlotz: Meine Herren! Laut Beschlußdes 41. Rheinischen

Provinziallanotllges ist jedem Proviuziallaudtage eine Uebersicht über den Stand des Eisenbahnfonds
^zulegen. Entsprechend diesem Beschlusse ist diesmal unter Drucksache Nr. 26 vom Pruviuzialausschuß
Bericht erstattet worden. Es geht daraus hervor, daß der Fouds 26000 000 Mark beträgt, uud daß
"'s zum 31. März 190? dazu kommen eingegangene Tilgungsbetragein Höhe von 1136 243 Mark,
s° daß in Summe zur Verfügung standen 2? 136143 Mark. Davon sind an Darlehen bewilligt
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worden bis zum 1. Dezember vorigen Jahres 24 394 733 Mark. Inzwischen ist noch eine weitere
Beihilfe dazu gekommen mit 885 000 Mark, so daß im ganzen ausgegeben worden sind 25 279 733
Mark. Zieht man diese von der Summe ab, die ich vorhin genannt habe, so bleiben augenblicklich
noch zur Verfügung des Pruvinzialausschusses1866 510 Mark.

Eine Erhöhung des Kleinbahufonds für das kommende Rechnungsjahr scheint bei der
jetzigen Lage der Sache aller Voraussicht nach nicht erforderlich. Die Provinzialverwaltung hat
aber auf Anfrage durch ihreu Vertreter in der III. Fachkommission erklären lassen, daß sie auch
ferner nach den bisherigen Prinzipien diese Kleinbahnunternehmungeufördern werde.

Die Kommissionbittet, diesen Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.
Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Wünscht einer der Herren das Wort? — Das

ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß der Bericht dnrch Kenntnisnahme erledigt ist.
Wir kommen zum 7. Gegenstandder Tagesordnung:

Antrag der III. Fachkommifsion zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die sogenannten gleislosen elektrischen Straßenbahnen.

Berichterstatterist derselbe Herr, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Als vor einigen Jahren die soge¬

nannten gleislosen elektrischen Straßenbahnen in die Erscheinung traten, wurden teilweise große
Hoffnungen auf sie gesetzt. Man sah darin ein Allheilmittel gegen die großen Kosten, welche die
anderen Straßenbahnen benötigen. Man berechnete, daß nur ein Drittel des Anlagekapitals, das
die anderen Straßenbahnen erforderten,nutwendigsei.

Es wurden damals aber auch schon bedeuteude Bedenken lant, namentlichin der Richtung,
daß man sagte, es würde jedenfallsviel mehr Kraft zur Fortbewegungder betreffenden Wagen nötig
sein, und zweitens würden voraussichtlich auch die Straßen sehr darunter leiden, so daß die Vorteile
dadurch wieder aufgewogenwürden.

Trotzdemwurde vom Provinzialausschußvorgeschlagen, von der Fachkommission befürwortet
und nachher auch vom Plenum genehmigt, daß man doch dahingehndeVersuche unterstützen solle.
Es wurde demgemäß durch den 44. Rheinischen Provinziallandtag in der Sitzung vom 10. März 1904
beschlossen:

1. Der Provinzialausschußwird ermächtigt, in Fällen, wo im öffentlichen Interesse gleislofe
clektrifche Straßenbahnen für Personen- und Frachtgutbefürderunggeplant werden,
». die benötigten Provinzialstraßen vertraglich und widerruflich — zunächst auf 2 tu«

3 Jahre nach Ermessen des Provinzialausschusses— zur Benutzung zu überlassen
ohne Erhebung von Vorausleistungen im Sinne des Gesetzes vom 18. August 19^2,
aber gegen Einziehungeiner Relognitiunsgebührfür die Aufstellungdes Leitungsgestängcs;

d. die durch die gleislose elektrischeStraßenbahn hervorgerufenen Mehrkosten der
Straßenunterhaltung dem Straßen-Baufonds aus dem Eisenbahn-Baufonds zu ersetzen;

2. der Provinzialausschuß wird beauftragt, jedem Provinziallandtage eine Nachweisung über
die zugelassenen gleislosen elektrischenBahnen und über die in jedem Einzelfalle dem Eisenbahnfonds
entnommenen,zur Straßenunterhaltung erforderlichgewordenen Beträge vorzulegen.

In Erledigung dieses Auftrages ist nun auch der verlangte Bericht unter Nr. 21 del
Drucksachen erstattet worden.

Es geht daraus hervor, daß alle die Hoffnungen, die man auf die elektrischen gleislosen
Bahnen gesetzt hat, trügerischgewesen sind. Diese Bahnen haben sich absolut uicht bewährt. Das
ergibt sich schon daraus, daß im Rechnungsjahre 190? bis jetzt ein Antrag auf Erteilung der
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Erlaubnis zur Benutzungvon Provinzialstraßen zu diesem Zweckenicht gestellt, und daß überhaupt
b's jetzt auch uur in einem einzigenFalle diese Erlaubnis nachgesuchtworden ist, und zwar für
die Bahn von Neueuahr nach Walporzheim, Da hat man nun folgendeErfahrungen gemacht:
Als man sah, daß das Stmßenmaterial sehr darunter leide, hat man in den GemeindenAhrweiler
"»d Walporzheim diese Straßen teeren lassen. Diese Tcerung hat sich sehr bewährt, und da sind
°ie üblen Wirkungen weniger hervorgetreten. Unmöglich war dies aber in der Gemeinde Neuenahr,
weil dort die Gemeindewährend der Badezeit täglich die Straßen besprengen,der Teer sich aber
«'s feuchten Straßen nicht anbringen läßt, denn bei feuchtem Straßenmaterial findet eine Bindung
mit dem Teer nicht statt. Da sind nun geradezuVerwüstungenangerichtet worden.

Wie Sie aus dem Bericht ersehen, läßt sich dort deutlich erkennen, daß der Betrieb der
gleislosen Bahnen auf die Güte und die Dauer der chaussiertenStraßendeckenvon erheblichem
Einflüsse ist. Bei der schnellen Bewegung der Bahnwagen wird dnrch die breiten Gummireifen
ihrer Räder bei trockenem Wetter der Sand und feine Steingrus aus den Fugen der Stein¬
decke angesaugt uud fortgeweht und dadurch das Gefüge der Fahrbahn gelockert. Die blos¬
gelegten Steine werden durch den nachfolgenden Fuhrwerksverkehrentweder zerdrückt bczw. zersplittert
°der ans der festen Fahrbahn ganz herausgerissen und damit ist die Zerstörung der Decke
eingeleitet.

Nach diesen Erfahrungen, die die Prouinzialverwaltung gemacht hat, sind für sie die
Versuche mit den gleislosenelektrischen Straßenbahnen definitiv erledigt. Es wird, wie uns erklärt
worden ist, von der Ermächtigung, die dem Provinzialausschuß seiner Zeit gegeben worden ist, die
Straßen zu diesem Zweck versuchsweise herzugeben,keiu Gebrauch mehr gemacht werden. Auch
sonst hört man nur ungünstiges von den übrigen Bahnen, die auf Nicht-Provinzialstraßenerrichtet
worden find, insbesonderevon der bekannten Nahn, die auf der Strecke Monheim-Langenfcloins
Leben gerufen »norden ist, dort sind allerdings wie in der Kommission mitgeteilt wurde, die Anlage-
kosten auch nur gering gewesen, aber es ist auch andererseits viel mehr Strom nötig für den Betrieb,
als andere Bahnen gebrauchen, und die Straße ist ebenfalls in einem derartig desolaten Zustande,
und der Bahnbetrieb verursacht eine so ungeheureStaubentwicklung,daß man auch dort, wie uns
berichtet wurde, sich dazu entschlossen hat, diese Bahnanlage wieder zu entfernenund eine andere
Straßenbahn ins Leben zu rufen.

Nach dem lllfo, was uns vorgetragen worden ist, haben wir uns in der Fachkommission
durchaus den Ausführungen der Vertreter der Prouinzialverwaltung anschließen müssen und sehen
auch unsererseitsdie Versuche mit den gleislosenStraßenbahnen als erledigt an. weil das Resultat
vollständigzu Ungunsteudieser Anlagen ausgefallen ist. ^. .«,-,.>. ^.

Die Fachkommission III stellt daher den Antrag, ebenso wie vorher, diesen Bericht durch
Kenntnisnahmefür erledigt zu erklären. ^ . . <>^ r.n

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Zum Wort meldet sich niemand. Ich stelle
fest, daß der Bericht durch Kenntnisnahmeerledigt ist.

Wir kommen dann zum ^ ^ ,.,<<« <,
Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst
Anlage ä, Voranschlag für die Pr°vinzial-We,n- und Obstbauschule zu

Anlage"^ Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbanschule zu
Kreuznach,
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Anlage 0, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbanschule zu
Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.
Berichterstatterist Herr AbgeordneterHeising, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Haushaltsplan für die land¬

wirtschaftlichen Angelegenheitenzeigt keine wesentlichen Veränderungen in seinen Endzahlen, abge¬
sehen davon, daß ein bereits im vorigen Jahre bewilligter Betrag von 100 000 Mark, der von
der Staatsverwaltung, und ein eben so hoher Betrag, der von der Provinzialverwaltung zur Unter¬
stützung der Errichtung von Wasserversorgungsanstaltenbewilligt worden war, neu eingestelltist.
Im übrigen komme ich auf die Erhöhungen, welche in der Hauptsachebemerkenswertsind, noch
zurück. Der Haushaltsplan schließt ab in Einnahmen und Ausgaben mit 1321 400 Mark. Wie
gesagt ist unter Einnahme-Titel I, 5 insofern eine Aenderung eingetreten, als unter d Fonds zur
Unterstützung von Wasserleitungen in landwirtschaftlichweniger günstig situierten Gegenden der
Rheinprovinz ein Betrag von 100000 Mark von staatswegeneingestellt ist. Im vorigen Jahre
hatte bereits der Proviuziallandtag beschlossen, einen größeren Betrag einzustelleuzur dauernden
Unterstützungder Wasscrversorgnngsanstaltcnin der Rheinprovinz unter der Bedingung, daß auch
von der Stantsregierung ein gleicher Betrag eingestellt würde. Die Staatsregierung ist diesem
Ersuchen nachgekommen uud hat heun auch vom vorigen Jahre ab einen Betrag von 100 000 Mark
in den Haushaltsplau eingestellt. Infolgedessen mußte die Provinzialverwaltung einen gleichen
Betrag an dieser Stelle einsetzen.

Daß dieser Fonds hier erscheint, hat seinen Grund darin, daß derselbe nach den aus¬
drücklichen Wünschen der Königlichen Staatsregierung verbunden sein soll mit dem Westfonds,
welcher alljährlich dnrch Kommissare des Herrn Landwirtschaftsministersund der Provinzialver-
waltuug verteilt und schließlich endgültig durch den Herru Landwirtschaftsministerund die Provin¬
zialverwaltung genehmigt wird. Derselbe Betrag findet sich in der Ausgabe wieder. Im übrigen
sind bei diesem Einnahmetitel keine besonderenErhöhungen zu verzeichnen gewesen,uud ich gehe
deshalb zu den Ausgaben über. Daselbst ist ein höherer Betrag bei Titel I eingestellt von
7500 Mark. Das ist der Beitrag, den die Provinzialverwaltung zu deu neu errichtetenWinter¬
schulen in Dülkcn, Iülich und Rheinbach zusteuert, für welche je 2500 Mark eingestellt sind.

Im übrigen hat in der IV. Fachkommission der Titel I, 6d zu einer Erörterung geführt,
nnd zwar in der Weise, daß allseitig bedauert wurde, daß im allgemeinennach den Vereinbarungen
mit der Königlichen Staatsregierung aus diesem Fonds znr Unterstützungvon Wasserleituugsanlageu
Beihilfen nnr bis zum Höchstbetragevon '/^ gegebenwerden sollen. Es ist in der Kommission
dnranf hingewiesenworden, daß die Fälle nicht selten sind, in denen sehr arme, leistungsschwache
Gemeindentntsächlich nicht in der Lage sind, auch sogar unter Beihilfe des Kreises, die sehr hohen
Kosten aufzubringen, welche für die Errichtung der Wasserversorgungsanstalten,namentlichaber zur
Aufbringung der hohen Verzinsungs- uud Tilgungssummennotwendig sind. In der Kommission ist
deshalb der Wunsch ausgesprochen worden, es möge doch bei der Verteilung des Wcstfonds von der
Provinzialverwaltungdarauf hingewirktwerden, daß yon dieser strengen Bedingung abgegangen wird.

Hierbei wurde in der Kommissionhervorgehoben,daß auch im Abgeordnetenhaus»! in der
Sitzung vom 21. Iauuar dss. Is. dieser Gegenstandvon dem AbgeordnetenDr. von Savigny zur
Sprache gebracht worden sei und daraufhin der Minister für Landwirtschaft,Domänen und Forste»
die Erklärung abgegeben habe, daß von der Staatsregierung an diesem Prinzip nicht absolut streng
festgehalteu werden solle, sondern in besondere« Notfälleu auch darüber hinaus gegangen werden könne.
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Die IV. Fachkommission ist der Ansicht, daß es wünschenswert erscheint,daß diesen Er¬
klärungendes Herrn Ministers entsprechend, der Provinzialausschußbezw. die Provinzialverwaltung
gelegentlich der Sitzung der Westfondskonferenz in dieser Weise wirken möchte.

Ich darf bei dieser Gelegenheitdarauf hinweisen,wie auch in der IV. Fachkommission
bereits dargetan wnrde, daß jetzt, nachdemdie größeren und leistungsfähigenGemeindenm der
Regel schon mit Wasserleitungenversehen sind, es sich meistens um ärmere, weniger leistungsfähige
Gemeindenhandelt, die häufig unter Aufwendungsehr hoher Kosten sich genötigt sehen, Wasserver¬
sorgungsanstaltensich zu beschaffen. Da ist denn der Fall nicht selten gewesen, daß eine Gememde,
wenn sie auch nach Abzug dieses Viertels und nach einer Beihilfe, die vom Kreise bewillig worden
ist. nun allein für die übrig bleibenden Kosten der Wasserleitungaufkommen sollte, tatsächlich Nicht
in der Lage war, dies zu tun. da das Mehrfache der Kommunalsteuerzuschläge in diesen ärmeren
Gemeindennotwendiggewesen wäre, um den Betrag aufzubringen. Es ist deshalb auch wiederholt
vorgekommen, daß Wasserleitungsprojekte einfach scheitertenan dem durchaus wohl zu verstehenden
Widerständeder Gemeinden, indem sie eine Ueberlastungfürchteten,und daß bereits gewahrteHei-
Hilfen von der Provinzialverwaltnng oder dem Kreise schließlichzurückgezogenwerden mußten und
die Wasserleitungnicht zur Ausführung kommen konnte.

Ich glaube deshalb, hier den Wunsch der IV. Fachkommission noch einmal ausdrücklich
hervorhebe,,zu sollen, doch dafür Sorge zu tragen, daß die enge Begrenzungdieser Beihilfenhmfuro
einigermaßenwegfällt und man etwa bis zu einem Drittel der Beihilfen gehen möge.

Im übrigen gibt der Haushaltsplan zu Bemerkungennicht Veranlassung, und es imrd
dessen unveränderte Annahme empfohlen, . ^ -

Gleichzeitigliegen die Voranschläge für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulen .„ Trier.
Kreuzuachund Ahrweiler vor, die ebenfalls keine wesentlichenVeränderungenzeigen, mit Ausnahme
der Provinzial-Weinbanschulein Kreuznach, indem hier zum erstenmal ein größerer Betrag zur
Errichtung von Baumwärterkurseneingesetzt worden ist. Es ist hier eine Summe eingestellt,um
den Gemeinden Baumwärter zu verschaffen, in der Ueberzeugung,daß gerade die Baumpftege m
verschiedenenGemeinden noch im Argen liegt. Es ist die Einrichtung getroffen daß ledem
Regierungsbezirkdrei Stellen zur Verfügung für ihre Zöglinge gestellt werden, so daß jedesmal
15 Baumwärter aus den verschiedenen Bezirkenan diesen Kursen teilnehmen können M" we von
den Gemeindenentsandten Anwärter wird ein Schulgeldnicht erhoben und finden fie Unterkunft gegen
einen täglichenVerpflegungssatz von 2,50 Mark. ^^!ck„

Bei dieser Gelegenheitist. wie das sehr nahe lag. in der Kommission darauf h gew st,.
daß es wüuscheuswerterscheine, eine ähnliche Einrichtung, wie sie m Krenznach ^tzt ° '^ "
auch bei den anderenProvinzial-Weinbanschule.,herzustelleu. Indessen ist von
Anträge abgesehen worden, weil es sich zunächst um einen Versuch Handel und ^w "et werden
muß. wie weit er sich bewährt und wie weit das Bedürfnis zur Errichtung weiterer derartiger

""" "°Di5lV Fachkommission stellt den Antrag, der ^5—
des Hanshaltsplanes für die landwirtschaftlichen Angelegenheitenemschlie'ch w
Provinzial-Wein- uud Obstbauschuleuin Krenznach. Ahrweiler uud ^"" "

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. Das Wort

^ '" Neuvers: Meine Herren- Ich nwchte mir nur ei,u kurze

Bemerkung w" Wasserleitungengestatten. Da ist von der Fachkommission der Wunsch
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geäußert worden, die Unterstützung von ein Viertel auf ein Drittel oder die Hälfte zu erhöhe«.
Meine Herren! Früher, als wir unsere Fonds allein verwalteten,haben wir ja die Hälfte gegeben,
aber seit dem Abkommen mit der KöniglichenStaatsregierung sind wir genötigt, nur ein Viertel
zu geben, da das der ausdrücklicheWunsch des Herrn Ministers war. Ich gebe zu, daß eine ganze
Anzahl von Gemeindenwegen dieser niedrigenBeihilfen kaum in die Lage kamen, zu bauen. Aber
da hat sich die Provinz bemüht, in anderer Weise zu helfen, und das möchte ich eben den Worten
des Herrn Referenten noch hinzufügen.

Ich darf darauf hinweifen,daß die Landes-Versicherungsanstaltbisher rund 4 Millionen
Mark den armen Gemeinden für Wasserleitungenzur Verfügung gestellt hat zu einem Prozentsatz
von 3 bis 3l/2»/», also immerhin bei den heutigenVerhältnissendoch eine sehr wesentliche Beihilfe.
Ob die Landes-Versicherungsanstaltderartige hohe Darlehen auch uoch gibt, weun die Gemeinden
die Hälfte geschenkt bekommen,das lasse ich einmal dahingestellt. So ganz unbedenklich ist der
Antrag, den die Kommissson gestellt hat, nicht. (Sehr richtig!)

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Ich
frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünfcht.

Berichterstatter AbgeordneterHeifing: Ich möchte nur aufklärend den Ausführungen des
Herrn Landeshauptmanns gegenübernur bemerken, daß, soviel ich weiß, in der IV. Fachkommission
ein Antrag überhaupt nicht gestellt ist, sundern nur dem Wunsche Ausdruckgegebenworden ist,
daß möglichst von dem Viertel als Mindestgrenzeabgegangenund die Erhöhung der Beihilfe auf
ein Drittel ermöglicht werden möchte, und zwar in besonderen Notfällen, wie dies auch der Minister,
wie ich bereits erwähnt habe, in der Sitzung des Abgeordnetenhanfesvom 21. Januar zum
Ausdruckbrachte. Der Herr Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten hat in diefer
Sitzung infolge einer Anregung des Dr. von Savigny folgendeserklärt:

..Meine Herren! Ich kann nur fagen, daß das, was der Herr Abgeordnete von Savigny
bezüglichder Wasserversorgungwünscht, schon geschieht. Es ist alte Regel, daß im
allgemeinen nicht mehr als ein Viertel seitens Provinz und Staat au Beiträgen
gegeben wird. Aber in gewissenNotfällen, wo die Gemeinde leistungsunfähig ist,
ist bisher fchon mehr gegeben worden, und das wird auch fpäter ebenfo geschehen."

Wir haben in der IV. Fachkommission geglaubt, daß wir der Absicht des Herrn Ministers
möglichst gerecht werden sollten, und dahin wirken müßten, daß wenigstes in Notfällen den Gemeinden
höhere Beihilfen gegeben werden könnten.

Von einer Erhöhung des Fonds ist bisher leine Rede gewefen.
Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Anträge sind nicht gestellt. Ich darf daher dle

unveränderteAnnahme der Voranfchlägefeststellen' Wir kommen zum
Antrag der IV. Fachkommiffion zum Haushaltsplan über die Verwaltung
der Fonds zur Gewährung von Viehentfchädigungen infolge:
a) von Rotz und Lungenseuche (Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend

die Abwehr und Unterdrückung vou Viehfeuchen, und Ausführungsgesetz
vom 12. März 1891),

d) von Milz- und Raufchbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend
die Entfchädigung für an Milz- und Rauschbrand gefallene Tiere).

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBrücker,dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Brücker: Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Verwaltung der Fonds für Viehentfchädigung weicht von dem des Vorjahres nur in einigen Punkten
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ab. und zwar findet sich erstens bei Titel I 1 der Einnahme eine Mehreinnahme der Zinsen aus
dem Reservefondsfür Pferde, der bisher 420 062 Mark betragen hat, in Höhe von 1000 Mark,
dann eine Mehreinnahme an Zinsen aus dem Reservefonds filr Rindvieh, ebenfalls nnt 1000 Mark.
Dieser Fonds beträgt jetzt 1013 376 Mark.

Dann ist in Nr. 2 an Abgaben der Viehbesitzer für Pferde ein Mehr von 850.80 Mark,
bei Rindvieh ein Mehr von 5411,50 Mark. Diese Einnahme kommt daher, weil die Beständeau
Pferden um 2836 Stück, bei Rindvieh um 21 646 Stück gestiegensind, mithm also eme erfreuliche
Zunahme des Bestandes in einem gerade für die Volksernährungso wichtigen Zweigs

Dann findet sich weiterhin eine Abweichunggegenüberdem Vorjahre bei Titel II der
Ausgabe, 10°/° Veranlagungs- und Hcbegebühren von den EinnahmenTitel I Nr. 2, bei Heroen
v°" 85,08 Mark, bei Rindvieh von 541,14 Mark.

Titel I 2 der Ausgabe, 4«/« der Einnahme des Pferde- und Rindviehversicherungsfonds
"ach Abzug der Veranlagungs- uud Hebegebührenals Verwaltungskostenbeitragfür d,c Zentral-
Verwaltung ergibt ein Mehr von 70 Mark bei Pferden und von 235 Mark bei Rindvieh. Dann
Nr. 4 des nämlichenTitels eiu Mehr bei Pferdeu vou 1695,72 Mark, bei Rindvieh e.n Mehr
von 5635,36 Mark. Dieses entspricht der Zunahme der Bestände.

Der Haushaltsplau schließt iu seiner Einnahme ab mit 67 811 Mark bei Pferden, ebenso
auch in der Ausgabe; bei Rindvieh mit 309 937 Mark, ebenfalls in Einnahme und Ausgabe.
Mithin balanziert der Haushaltsplan.

Ich erlaube mir daher Namens der IV. Fachkommission den Vorschlag: das hohe Haus
wolle beschließen, diesen Haushaltsplan in unveränderterForm anzunehmen.

StellvertretenderVorsitzender Spiritus: Sie haben den Autrag des Herrn Berichterstatters
vernommen. ..,

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich stelle fest, daß die Vorlage angenommen ist.
Wir neben über zum ^ ,. ^ ,^

Autrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwa tungs<
kosten der Rheinischen Provinzial-Feuerversicherungsanstalt für das
Kalenderjahr vom 1. Januar 1908 bis 31. Dezember 1908.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Friderichs, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneter Friderichs: Meine Herren-Ich habe ^ Ehre über e^

"beraus erfreulichenTeil unseres Hanshaltsplanes berichtenzu dürfe., und woOe m gest
"nige kurze Bemerkungen der eigentlichenEtatsberatuug vorauszuschickenDas ^stiM "^
Chemischen Proviuzial-Feuerversicherungsaustaltbefindet sich iu eiuer überaus
und ich darf wohl in dieser Beziehung einige Zahlen anführen, welche zeigen w'° ^ '« ° "
verflossenen Kalenderjahr die Geschäftedieser Anstalt entwickelt habe. Das ^1^
ist von 4198 Millionen auf 4500 Millionen Mark gestiegen, also eme Zunahme von 302 Millionen
^rk. Die ^M I ^ ist gestiegenvon 594 900 auf 608370, also eme Zunahme

v°n 134^ ^n ^ etwa > °"f?""
°uf Mobiliarversicherung. Die Beiträge sind gestiegen "°" ^0 0W °^
"n Plus von 312000 Mark ergibt. Die Zinseiuuahmen haben sich

^2 000 Mark um 8? 000 Mark. Dagegen sind Entschädigungen ausgezahltwordeu 3 7 000 Ma l
2e°e« 3 382 000 Mark im vergaugeuenJahre. Es ist feruer 3« be«er eu aß bereits s ^ah
^6 der Versicherungsanstalteinen Ueberschnß von 1720000 Mark gebracht hat d,e eutprechnd
den gefundenhaben. Meine Herreu! Auch in dem hinter uus liegenden
I°hre 190 daf uü Sicherheit auf einen ähnlichen Ueberschuß gerechnet werden.
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Die Ursachen dieser geradezu glänzenden Entwickelungsind neben der geschicktenund
umsichtigen Leitung des Instituts vor allem in der in den letzten 5 Jahren erfolgten Umarbeitung
des ganzen Verficherungsbestandeszu suchen, die sich unter Aufwendung verhältnismäßig geringer
Kosten vollzogen hat. Sie sind ferner zu suchen in der seit etwa 2 Jahren stattgehabten Neu¬
belebungdes städtischen Geschäftes,die höchst erfreuliche Resultate gezeitigthat. Es ist zweifellos,
daß für eine Versicherungsgesellschaft die Belebung des städtischen Geschäftesmit seinen verhältnis¬
mäßig geringen Risiken einen ganz besonderen Wert besitzt.

Ein weiteres Moment zur Belebung und zur Förderung der Geschäfte des Instituts wird
in dem Beschlusse des Kuratoriums gefuudeu werden können, aus den Ueberschüssen des letzten
Jahres eine Rückgewähr von 10°/<> der Prämien an die Versichertenstattfinden zu lassen. Es
entspricht das auch den Satzungen, die bestimmen, daß die Ueberschüsse der Gesellschaft für die
eigenen Zwecke und weiter im Interesse der Versichertenselbst verwendet werden sollen. Diese
Rückzahlung wird bedeuten, daß von dem mutmaßlichen Gesamtüberschußvon 1700000 Mark
etwa 600 000 Mark wieder zurückerstattetwerden. Daß diese Rückerstattung eine zweckmäßige
Maßregel sein wird, beweist der Umstand, daß bereits die Ankündigung: eine solche Rück¬
erstattung werde wieder stattfinden, zur Folge hatte, daß die Zahl der Kündigungen, die in
der üblichen Periode in der Regel 2 bis 3 Tausend betragen hat, auf etwa 2 bis 3 Hundert zurück¬
gegangen ist.

Man darf dämm annehmen, daß durch diese Maßregel die Sympathie, deren sich das
Institut erfreut, und die Neigung, es zu benutzen, weiter gestärkt werden, fo daß wir hoffen dürfen,
daß Ueberschüsse noch weiter steigen werden, und daß der Ausfall, der zunächst durch die Rück¬
erstattung entsteht, sich recht bald wieder ausgleichenwird.

Meine Herren! Wenn aber Ueberschüsse in solchem Umfange vorhanden sind, und die
begründeteHoffnung besteht, daß bei fortgesetzt vorsichtigerund richtiger Leitung des Instituts diese
Ueberschüsse erhalten bleiben, wohl noch vermehrt werden, dann ist es begreiflich,daß der Wunsch
obwaltet, einen Teil derselben auch den anderweitigenBedürfnissender Provinz zugänglich zu machen.
In diesem Sinne hat sich Ihre I. Fachkommission schon mehrfach ausgesprochen. Es hat auch
das hohe Haus der Auffassung beigestimmt, daß erstrebt werden möchte, die Zustimmung der
Regierung zu erhalten, daß ein Teil dieser Ueberschttsse für andere Zwecke in der Provinz
Verwendung finden dürfe. Die Bemühungen sind bisher nicht von Erfolg begleitet gewesen. Der
zuständige Minister des Innern hat bisher seine Genehmigungversagt, daß der Provinz irgendwelche
Beträge zur Verfügung gestellt werden.

Meine Herren! Die I. Fachkommission ist aber der Ansicht, daß die Versuche fortgefetzt
werden sollen, Teile dieser Beträge zn anderweitiger Verwendnng verfügbar zu machen. ^^
erkennt durchaus an, daß mit den: Steigen der Versicherungsbeträge es zweckmäßigund wirtschaftlich
richtig ist, die Reserven stark auszugestalten. Sie ist nicht der Meinung, daß die Ueberschüsse
selbst etwa zur Verwendung gelangen sollen, hält es vielmehr für durchaus richtig, daß dieselben
bis auf weiteres unverkürzt in die Reservefundsabfließen. Aber wie es bei den Sparkafsen auch
teilweise der Fall ist, würde mau es doch als erstrebenswert und angemessenansehen, wenn
wenigstens die Zinsen der Reservefondsfür die Provinz verfügbar gemacht werden.

Man kann nun der Meinung sein, daß die Weigerung des Herrn Ministers, unsere»!
Antrage stattzugeben, darauf zurückzuführen ist, daß leine Neigung besteht, zu Gunsten einer einzige»'
sehr glänzende Resultate aufweisenden Versicherungsgesellschaft eine Ausnahme zu mache», auf die
alsbald die übrigen Versicherungsgesellschaften im Preußische»Staate zurückgreifen würden.
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Es würde sich daher vielleicht empfehlen, die Bemühungenin der Richtung fortzusetzen,
daß von feiten der Aufsichtsbehörde allgemeine Normen geschaffen werden, und zwar ,n dem Smne.
wie ich es eben andeutete, daß nämlich die Zinfen der Reservefonds, wenn d.ee Fonds eme gewisse
zweckentsprechendeHöhe erreicht haben, zu anderen Zweckenbestimmt werden dürfen.

Meine Herren! Was dann den Haushaltsplau selbst augeht. so .st ^ bemerken °ß
in seinen Ausgaben im ganzen 617 500 Mark erfordert, was gegen das vorige Jahr eme
Steigerung von 42 500 Mark bedeutet. . ^. c ^«^««^.»

Daß ein derart außerordentlichverstärkter Betrieb nur möglich war durch «A ^^
Arbeitsleistung, und daß sich da durch Vermehrung der Arbeitskräfte durch deren Besoldungnn
MehrbesoldungErhöhungen in den Ausgaben nötig machten, liegt auf der Hand^ «nd 'ch w'm ^
mir wohl ersparen, die Erhöhungen, die in Titel I stattgehabt habeu. ,m Gesamtbetrage von
1? 682 Mark im einzelnen zn begründen. , .

Ich möchte nur eine Bemerkungmachen zn der «e« aufgenommenen Posü n fü ^ f rst-
technischeBearbeitnug der ^ welche em Forstbeamteremgestellt

^ "Meine Herren! Wie schon im vorigen Jahre berichtet worden ist. hat sich die Feuer-
Versicherungsanstalt neuerdingsauch der Waldversicheruug angenommen. Es
Anfang gemacht uud das Bestreben vorhanden, dieser Waldversicherungverstärkte Aufmerksamkeit
zuzuwenden, so daß sich hoffen läßt, es «erde sich dieser Versicherungszweig m "uem Umfangeent¬
wickeln, der nach den gegenwärtigen Prämiensätzeneinen Erfolg auch auf diesem Gebiete sichert

Titel II erhöht sich um rund 6200 Mark. Es entspricht das auch der notwendig
gewordenen verstärktenAnstellungvon Personal.

Endlich ergibt sich bei Titel IV ein nm 16000 Mark «HMr Betrag - auf den v rhm
schon der Herr Referent für den Haushaltsplan der Zentralverwaltung
Vedentung hat. daß er einen Erfatz für die besouderen Leistungendarstellt, welche die Zentral-
Verwaltungbei der Verwaltung der Feuerversicherungsanstaltaufwendet.

Bei Titel VII sind die Ausgaben der BezirksvertretungeuSaarbruckeu md E eu regnl
worden, wen Ansätze im vorigen Jahre lediglich Schätzuugeu waren und d.e sich erst m diesem
Inhre genauer habeu feststellen lassen. , , , ^ -^

unterbreiten, den Ihnen vorliegenden Etat uuverändert zu ^"^""3°"
Nellvertretender VorsitzenderSpiritns: Ich °^"/^ f^

Wort nicht gewünscht wird, schließe ich sie nnd darf ohne weiteres feststellen, daß Haus)
vlnn von Ihnen angenommenworden ist.

^7de7! «ber die Besolduugen
und anderen persönlichen Ausgabe., für d"

^ bei der Landes-Ver icherungsanstalt Rhe nprovinz.
^ bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicheruug

beschäftigten Provinzialbeamten. ., .. .,> , . <

Berichterstatterist der Hen> Abgeordnete Fusbah«. dem ich da. Wort crtc.le.
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BerichterstatterAbgeordneterFusbahn: Meine Herren! Namens der I. Fachkommission
habe ich den Auftrag, Sie zn bitten, dem Haushaltsplan, den Gehältern bei der Landes'Versicherungs-
nustalt und den damit verbundenenSchiedsgerichtenfür Arbeiterversicherung zuzustimmen.

Der Haushaltsplan schließtbei der Landes-Versicherungsanstaltab mit 651000 Mark,
gegen das Vorjahr mehr: 51940 Mark, bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversicheruugmit
111700 Mark, zusammen also 762700 Mark, ein Mehr gegen den vergangenenHaushaltsplan
von 50090 Mark.

Der Mehrbedarf hat sich ergeben zunächst aus dem Wohnungsgeldzuschuß,den Sie im
vergangenenJahre hier beschlossenhaben. Hierfür find aufzuwenden19610 Mark. Ein weiteres
Mehr ergibt sich aus dem Mehrbedürfnis an Gehalt, Hilfsarbeiter, Dienstkosten-Iulagen, Unter¬
stützungenund den entsprechend den gestiegenen Gehältern um 886? Mark erhöhten Pensionen.
Das ist ein Gesamtbedürfnis an Gehältern und persönlichenAusgabe» von 5182? Mark und
zuzüglich des Wohnungsgeldzuschussesvon 71437 Mark. Abgänge in den Ausgaben finden sich
durch Schiebungen in den Stellungen zwischen Kanzlisten, Sekretären und Landessekretärenund
durch Ausfälle bei den Hilfsarbeitern in der Kartenregistratur. Diese Ersparnissebeziffern sich auf
19200 Mark, fo daß dann noch ein Gesamtbedürfnisvon 52237 Mark bleibt.

Die Schiedsgerichte haben ein Mehrbedürfnis an Gehältern von 7600 Mark, Wohnungs-
geldzuschnß 1500 Mark rund. Diesen 9100 Mark Mehrhedürfnis stehen aber Ersparnissen gegen¬
über von 11000 Mark, so daß sich im ganzen bei den Schiedsgerichtenein Minderbedürfnis von
1850 Mark ergibt.

Der kombinierte Haushaltsplan der Landes-Versicherungsanstaltund der Schiedsgerichtefür
Albeiterversicherungergibt ein Mehrbedürfnis von 50090 Mark. Dieses Mehrbedürfnis können
Sie sich erklären, wenn Sie einen Blick weifen auf den Gesamt-Haushaltsplan der Landes-
Versicherungsanstalt. Der Gesamt-Haushaltsplan der Landes-Versicherungsanstaltfür 1908, der
allerdings nicht unserer Genehmigungunterliegt, schließt ab mit einer Summe von 26124300 Mark.
Die Eingänge der Landes-Versicherungsanstaltbezifferten sich im Jahre 190? auf 348609, im
Jahre 1906 auf 306048. Diese um 42661 vermehrtenEingänge erforderten auch mehr Arbeits¬
kräfte. Der Markenerlös ergab im Jahre 1907 19718000 Mark, gegen 18351000 Mark im
Jahre 1906.

Das Vermögen der Landes-Versicherungsanstaltist in folgender Weife angelegt: In Papieren
103 018 500 Mark, in Darlehen für gemeinnützige Anlagen 51087 000 Mark. Dabei ist als
erfreulichzu konstatieren,daß von diesen rund 51 Millionen Mark 33 067 257 Mark für Arbeitel¬
wohnungenangelegt find, für Krantenhäufer und Heilstätten 17 556 048 Mark.

Erfreulich ist es auch gewesen, daß die Landes-Versichernngsanstaltbei ihrer Fürsorge dazu
übergegangenist, neben der verbreitetsten Volkskrankheit, der Tuberkulose,auch den Alkoholismus zu
bekämpfen, und es ist ihr zu wünschen, daß sie dabei die gleichen glücklichen Erfolge erzielt, wie
sie sie bei ihrer Wirksamkeitgegen die Tuberkuloseerreicht hat.

Dieser kurze Blick auf die Tätigkeit der Landes-Versicherungsanstaltwird wohl genügen,
die um 50 090 Mark erhöhten Ausgaben zu begründen.

Ich stelle deshalb namens der I. Fachkommissionden Antrag, den Haushaltsplau der
Landes-Versicherungsanstaltund der Schiedsgerichtefür Arbeitervcrficherungin der Gesamtsumme
von 762 700 Mark zu genehmigen.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob das Wort gewünschtwird. ^'
Das ist uicht der Fall.
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über.

Ich stelle Ihre Zustimmungzu dem Vorschlage des Berichterstattersfest.

^Autra7der7 Fachkommission zum Haushaltsplau über die Verwaltungs¬
kosten des Genossenschaftsvorstaudes der Rheinischen laudw.rtschaftl,cheu
Berufsgenossenschaft

Berichterstatterist derselbe Herr, dem ich das Wort erteile. ,. .^. .,, ^
Berichterstatter Abgeordneter Fnsbahn- Meine Herreu! Der 0«''^^

waltuugskosteuder landwirtschaftlichen Bernfsgenossenschaft geht, gle.ch me ««« « V «^
der Verwaltnng der Landes-Verficherungsanstalt,abweichend von den ^^ren HaushaltvM
1. Iannar bis znm 31. Dezember. Er schließt in diesem Jahre ab nnt
einen Bedarf von 149 700 Mark im vergangenenJahr. Das «8^ em Mehrbedurfnl n
16 700 Mal. Dieses Bedürfuis verteilt sich wie folgt: Für Mehrgehalw 8000 Mr.
Wohuuugsgeld 6000 Mark, är tlicher Beirat 3000 Mark, P«^ 2300 «
2000 Mark uud Zinsen an die Laudesbauk - die teilweise der Berufsgeuo seuschaftVorschusse
leisten nmß 1300 Mark. Das ist ein Gesamtmehrbedürstu v̂on 22 751 Ma", d^ aw
ein geringeresBedürfnis, eben wieder durch Verschiebung m den ^ellenbesetzuuge ou 6000 M«
gegenüber steht, so daß noch gegen das vergangeneJahr em Mehrbedurfms von 16 751 Mark

^Es ist zu konstatieren,daß im Geschäftsbetriebe dieser Berufsgenosseuschaft eiu Rückgang
der Unfälle um 722 eingetreten ist. Erhebliche Mehmufweudnngenhat aber d,e
machen müssen für Kosten der Unfallverhütung. Hierfür find ausgegebeu worden 20 550 Mark
gegen 1256 Ma k im vergangenenJahre, also ein Mehr von 19 300 Mar^ D.ese Mehrausgabe
spricht aber f^ sich selbst. Unzweifelhaft ist es eine der wesentlichstenAnfgabender Berufsgenossen-

"' ^e Ge^ der Bernfsgenossenschaft haben
kosten «°n 453 000 Mark: 59 000 Mark. Unallentschad.gungensmd

billigt wo 2203000 Mark, ein Mehr von 60 700 Mark ^nüber dem v^ugmeu Ia^
Die Gesamtumlagehat betrage«: 2 693 500 Mark, also etwas wemgerals nn Vorjahre, welches

'"" '^Im N« d"^ bitte ich Sie, den Ihnen vorgetragenenHaushaltsplau

der Verwa^eu w^wirt^eu «^ ,.Stellvertretender Vorsitzender Sptritus: Auch y'« Icheml
werden. Ich darf die Genehmigungdes Haushaltsplans feststellen.

Wir kommen alsdann zum c^„»kaltsvlau über das

«..ichwsw...r»''"' f' „. «7» 7° ! P°!«°»'^ «'l"',s «ich» »»«
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die darauf hinaus gehen, die Säuglingssterblichkeitim Regierungsbezirkzu bekämpfen und für die
physischeKraft des heranwachsenden Geschlechts,vornehmlichin den minder bemittelten Klassen zu
sorgen, wesentlichen Nutzen für die Provinz versprechen.

Dann folgt die Hebammenlehranstaltin Cöln. Da sind in Einnahme 3? 000 Mark, wie
im Vorjahre, eingesetzt worden. Für Pflegekosten sollen mehr einkommen 35 750 Mark. Sonstige
Einnahmen und zur Abrundung 700 Mark mehr als im vorigen Jahre, also statt 1100 Mark
1800 Mark. Die eigenen Einnahmen dieser Hebammenlehranstalt betragen also im ganzen
101550 Mark.

Die Ausgaben bestehen zunächst in Titel I Besoldungen. Da sind 1500 Mark mehr ein¬
gesetzt für Gehalt eines Maschinenmeistersund 300 M. mehr für eine weitere Hebamme. Im
ganzen erhöht sich also dieser Titel um 1800 Mark.

In Titel II „Andere persönliche Ausgaben" sind 200 Mark mehr eingesetzt für den
Oberarzt, 700 Mark mehr für zwei Assistenzärzte,1000 Mark mehr für zwei weitere Assistenz¬
ärzte. Für das Dienstpersonalsind in Titel II, 5 3328 Mark mehr eingesetzt worden, so daß im
ganzen dieser Titel mit einer Zunahme von 5228 Mark abschließt.

Titel III. Sächliche und sonstige Ausgaben, für Beköstigungbelaufen sich für die alte
Anstalt auf 65 500 Mark und für die neue Anstalt auf 11500 Mark. Außerdem betragen
besondere Kosten für Schwerkranke 2000 Mark. Das sind 79 000 Mark gegen 62 000 Mark im
Vorjahre, im ganzen also 17 000 Mark Mehrausgabe.

Dann folgen verschiedene kleine Mehrausgaben mit 600 Mark für Lagerung, Bettzeug
und Tischwäsche,200 Mark für Mobilien, Handwerkszeugund Utensilien, 5900 Mark mehr für
Heizung, Beleuchtung und noch einmal für Heizung und Beleuchtung, dann 300 Mark mehr für
das anatomische Kabinett, 5500 Mark mehr für Arzneien, Desinfektionsmittel,Stärkungsmittel :c,,
dann 320 Mark mehr für Steuern und fonstige Abgaben.

Die Gesamteinnahmeder Hebammenlehranstaltin Cöln beziffern sich auf 101550 Mark;
die Ausgaben auf 182 950 Mark, so daß ein Zuschußnotwendig geworden ist von 81400 Mark.

Es kommt jetzt der Haushaltsplan der Hebammenlehranstaltin Elberfeld.
Die Hebammenlehranstaltin Elberfeld ist noch neu, sie hat noch verhältnismäßig wenig

Einnahmen. Aber in der letzten Zeit ist der Zuspruch bedeutendbesser geworden, als er noch vor
einigen Monaten war. Das ist eine sehr erfreuliche Tatsache.

Es sind an Pensionskostenfür Elberfeld 25 000 Mark vorgesehen wie im Vorjahre.
Dann sind für Pflegetostenbeiträgevon Schwangeren und Wöchnerinnen24 800 Mark

gegen 20 000 Mark, also 4 800 Mark mehr vorgesehen.
Sonstige Einnahmen 400 Mark. Der Zuschuß aus Provinzialmitteln beträgt 71 260 Mark

gegen 65 570 Mark.
In der Ausgabe Titel I Besoldungen ist nur eine kleine Verminderung von 75 Man

vermerkt. >
Der Titel I beträgt 9557 Mark gegen 9632 Mark.
Bei den anderen persönlichen Ausgaben, Titel II, sind für den Assistenzarzt300 Man

mehr vorgesehen, für das Dienstpersonal980 Mark mehr.
Der Titel schließt ab mit 12 200 Mark gegen 10 920 Mark im Vorjahre.
Bei Titel III sächliche und sonstige Ausgaben, für Beköstigungsind 3000 Mark mehr,

45 000 gegen 42 000 Mark notwendig gewesen. Dann kommen 500 Mark mehr für Reinigung
und 500 Mark mehr für Beleuchtung. Für Arzneien mußten 2000 Mark mehr ausgegeben werde«,



48. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 1 1. März 1908.
4?

Wer 500 Mark mehr zur Unterhaltung der Gebäude, und 2000 Mark sind neu ^gesetzt worden
M Beschaffungeiner zweiten Waschmaschine.Für Steuern und sonstige Abgabensmd 300 Mark.
3400 gegen 3100 Mark, für sonstige Ausgaben und zur Abrundungsmd ferner 555 Mark mehr
""gesetzt. Die Ausgaben in Titel III stellen sich danach auf 99 703 Mark gegen 90 348 Mark,
also 9355 Mark mehr. . ., ^ <. ^ „s^n

Die Znschüsse betragen für das Hebammeuwesen 8385 Mark, für ^ He °mme.llehrnst t
in Cöln 81400 Mark und für die Hebammenlehranstaltin Elberfeld 71660 Mark. Es .st also
für diese drei Titel im ganzen ein Betrag von 161445 Mark als Zuschußder Provinz erforder¬
lich gewefen. . „, < ^ c -

Meine Herren! Die Fachkommission II bittet Sie, dem Antrage ans Genehnugnngdieses
Haushaltsplans Folge zu geben. ,^„ . , .., ...

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus- Wird das Wort gewünscht? - Das .st n.cht
d« Fall, Ich stelle die Annahme dieses Haushaltsplans fest.

Die folgende Vorlage lautet:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prov.nz.al-
ausschusses, betreffend den Erwerb von Basaltsteinbrüchen für die Pro¬
vinz ialstraßen -Verwalinng.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Kruse, den. ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordnetervon Kruse: Meine Herreu! Der 47. Rheinische Provinzial¬

landtag hat in der Plenarsitzungvom 14. März 1907 dem Provinzialausschußeine Summe bis
5« 1500 000 Mark zu 3,6°/° Zinsen und 2°/« Amortisation, zur Verfügung gestellt, um Basalt-
steinbrüche für die Provinzialverwaltung anzukaufeu. und er hat ferner den Provinzialausschuß
beauftragt, über die vorgenommenen Maßnahmen dem nächsten ProvinziallandtagBericht zu erstatten.

In Erledigung dieses Auftrages hat der Provinzialausschuß"M große Reihe von Basalt¬
steinbrüchen einer genauen Untersuchungunterworfeu. Es sind gegen 80 Bruche d.nch Sachver¬
ständige uuter Zuziehung eines Geologen genau uutersucht worden, uud
gestellt, daß weitaus die meiste» dieser Brüche ungeeignetwareu, teils weil das Material schlecht
war ^ vielfach kamen fogenaunteSonnenbreuner vor -. teils weil d,e Brnche «ngünstiggelegen
waren, zu hohen Abraum hatteu usw. , _.

Die Proviuzialverwaltung hat dann mir 3 Brüche «M ^ ^
'«sseler Basaltsteiu-Aktieugesellschaft zu einem Gesamtpreye von ^
Brüchen liegt der erste in den Gemeinden Obereassel uud Mich; es sind d« Bruche Dornheck,
«uh und W»llacheinebst weiteren Vorkommen in einer Oesamtflächengroße von 45 !> 38 ^. 71 ^m
schließlich Mr Ve^^^ der zweite in den "u^
dderpleis usammen 10 i. 58 »r 76 ,m, unmittelbar angrenzend m. d ^e P ^
gehörigenBasaltsteinbruch„Auf dem Hühnerberg", uud der dritte en. Basaltlagerplatz auf dem
Himberg in der GemeindeAegidienberg. 1 K 44 »r 4 ^m groß.

l^u dielen Kosten von 600 000 Mark treten nun noch eine Reche von Kosten der Ver-
twgsabschMe ^ Orundbuchkoste», so daß sich der GesanÄetrag e.n schl.eßl.ch
"n s Be "'; v^ 1°^ w Landesbank znr Decknng von Kursvernsteu gezahlt werden
"Ußte uf'm nzen 620000 Mark erhöht. Dieser Betrag ist aus der Anleihe bestt.tten nnd
"s ei beonwe Haüshaltsplau auch in. Haushaltsplcmunters 0 Anlagen fnr d.e Provinz. -
straßen-Verw^ eingestellt,der in sich balanziert uud d.ese Betrage m Einnahme und Aus-
Labe nachweist.
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Der größte dieser Brüche, der bei Obercassel, ist mit einem Wert von 500000 Mark
angenommen, der zweite erwähnte Bruch mit 95 000 Mark und das Matcrialiendepot von
Basültsteinen mit 25 000 Mark. Ich bemerke,daß aber in den 500 000 Mark dieses Bruches
bei Obercassel auch die ganzen Betriebseinrichtungen,Transportbahnen mit Lokomotiven, Fördcrwagen,
Steinbrecher-, Sieb-, Wasserhaltnngs- nnd Förderanlagen, sonstige Maschinen, Gerätschaften und
Gebäude mit darin stecken, die mit 274 000 Mark bewertet sind.

Wie schon im vorigen Jahre hier vorgetragen ist, hat der Provinzialausschuß mit der
Basaltsteinkonventionein Abkommen getroffen, wonach diese Basnltsteinkonvention60 000 odm
Basaltkleinschlllg zu einem ermäßigten Preise an die Provinzialverwaltung liefert. Da die Provinzial-
Verwaltungim ganzen rund 100 000 «biu Basaltkleinschlllg für ihre Provinzialstratzen-Unterhaltung
braucht, so hätte dieser bedeutende Bruch in Obercasselnicht voll ausgenutzt werden können, und
die Provinzialverwaltung ist deswegen dazu übergegangen, diesen Bruch an den bisherigen Direktor
der Basalt-Aktiengesellschaftfür einen jährlichenPreis von 40000 Mark zu verpachten. Dieses
Abkommen kann insofern als recht günstig bezeichnet werden, als für die 500 000 Mark Anlage¬
kapital, die mit 4°/u verzinst,nnd mit 2"/« getilgt werden müssen, jährlich 30 000 Mark erforderlich
sind, während wir hier eine 8°/»ige Verzinsung von dem Pächter erhalten, indem er jährlich
40 000 Mark zu zahlen hat, so daß sich für die Provinzialverwaltung 10 000 Mark jährlicher
Ueberschnß aus diesem Bruch ergeben, denen nur geringe Kosten gegenüberstehen.

Es ist dabei in Betracht zu ziehen, daß die Provinzialllerwaltuug abgesehen von der
Menge der notwendigen Kubikmeterauch sonst nicht alle Produkte dieses Bruches für sich verwerten
kann. Sie kann nicht die ganzen Krotzen, Absplitt und Staub verwerten. Sie hat auch nicht
einmal für das beste Säulenmaterial, das für Bordsteine, Prellsteine und für derartige Zwecke nötig
ist, Verwertung. Es ist daher auch in der Vorlage des Provinzialausschussesschon darauf hinge»
wiesen worden, daß wahrscheinlich auch nach dem Ablauf der Pachtperiode, die bis 1912 läuft, die
Provinzialverwaltung auch wohl dabei wird bleiben müssen, diesen Brnch durch Verpachtung zu
nutzen. Es würde sonst auch eiue besondere kaufmännischeBetriebsverwaltung dort eingerichtet
werden müssen. Der Provinzialausschuß hält das nicht für zweckmäßig, hält es aber aus nahe¬
liegendenGründen auch nicht für angebracht, daß jetzt schon darüber Beschlußgefaßt werden so",
was 1912 mit dem Bruch zu unternehmenist.

Der Gewinn bei dem zweiten und dritten Bruch besteht für die Provinzialverwaltung
hauptsächlichdarin, daß das Material aus diesen Brüchen zu einem wesentlich billigeren P«^
als durch die Konvention geliefert wird. Die Verbilligung beläuft sich bei dem zweiten Bruch
auf ungefähr 1,34 Mark pro Kubikmeter, bei dem Materialdepot von Nasaltkrotzenauf 2,0 bis
2,25 Mark pro Kubikmeter,so daß aus diesen Ersparnissenvollkommen eine Verzinsungund Tilgung
der durch die Anleihe aufzubringendenMittel erfolgen kann.

Meine Herren! Die III. Fachkommissionhat von diesem Vorgehen des Provinzial¬
ausschusses mit großer Genugtuung Kenntnis genommen,denn, abgesehenvon dem nachgewiesenen
Gewinn, der sich zurzeit schon aus dem Kauf dieser Brüche ergibt, ist es natürlich von der größten
Wichtigkeit,daß die Provinz sich Basaltsteinbrüchesichert, aus denen sie für lange Zeiten -" ^"
wurde in der Kommission eine Zeit von etwa 80—100 Jahren angegeben — ausreichendesNiaten«
beziehen und dadurch einerseits die Preisbildung im Sinne der Ermäßigung, günstig beeinflussen,
andererseitssich auch unabhängig von den Konventionenund den sonstigen Ringen machen kann, die
auch auf diesem Gebiete zur Steigerung der Preise geführt haben.

Meine Herren! Ein Wort ist noch über die Verzinsungund Tilgung der Anleihezu sagen.
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Der Provinziallandtag hat im vorigen Jahre beschlossen,die Anleihe mit 3,6°/« zu
verzinsenund mit 2°/« zu tilgen. Bei der andauernd ungünstigen Lage des Geldmarktesist die
Bundesbank,die ja selbst dazu hat übergehenmüssen, 4°/oige Anleihescheineauszugeben,natürlich
Nlcht mehr in der Lage gewesen, der Provinz das Geld zu 3,6°/» zu geben. Es hat deswegen
das Abkommengetroffen werden müssen, daß die Anleihe mit 4°/« verzinstund mit 2°/« getilgt
wird. Außerdem soll zur Deckung von Kursverlusten, wie schon vorhin erwähnt, ein einmaliger
betrag von 1°/» gezahlt werden, der aus den vorher erwähntenMitteln entnommen werden soll.

Der Provinzialausschußbeantragt daher:
„Der Provinziallandtag wolle
1. von den bis jetzt getroffenen Maßnahmen Kenntnis nehmen;
2. genehmigen, daß der Zinsfuß für die bereits abgehobenenund etwa noch zur

Abhebung gelangenden Beträge der durch Beschluß vom 14. März 1907 be¬
willigten Anleihe nachträglich auf 4°/u festgesetzt und ferner ein einmaliger Beitrag
von 1°/» zur Deckung der Kursverlustean die Landesbankgezahlt wird;

3. den Provinzialausschuß beauftragen, dem nächstenProvinziallandtage über die in
Erledigung des Beschlusses vom 14. März 1907 getroffenenweiterenMaßnahmen
Bericht zu erstatten."

Namens der III. Fachkommission empfehle ich diesen Antrag des Provinzialausschusses
zur unverändertenAnnahme.

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Das Wort
^'ld nicht gewünscht. Ich darf also feststellen,daß der Antrag des Provinzialausschusses Ihre
Billigung gefnndenhat.

Wir kommen nun zum
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten der Landesbank der Rheinprovinz für das kommende Rechnungsjahr.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHueck.
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Landesbank

schließt ab in Einnahme uud Ausgabe mit 375000 Mark. Das ist gegen das Vorjahr ein Mehr
von 23500 Mark. In dieser Summe von 23500 Mark sind vor allem 12000 Mark Wohnungs-
3eldzuschußinbegriffen, die nach dem Beschluß des letzten Provinziallandtages den Beamten
zukommen, ferner 6000 Mark an Pensionsbeiträgen. Es verbleiben noch zirka 6000 Mark, welche
Mr Mehrbesoldungenausgegebenworden sind, und zwar finden wir unter Titel I, 14 einen Mehr¬
betrag von 15000 Mark, welcher hauptsächlichdadurch hervorgerufenist, daß die Zivil- und
^ilitärauwärter in die besseren Beamtenstellungeneinrückten, wogegen in II, 6 (Hilfsarbeiter)
^00 Mark abgesetzt sind.

Es erübrigt noch zu sageu, daß bei III, 6 für Einrichtung von Agentnren an Ge-
blihren und Auslagen für die Agenten anstatt bisher 10000 Mark nur 7000 Mark, also
'^00 Mark weniger eingesetzt sind, weil in manchen Kreisen schon die nicht beliehenen ländlichen
Grundstücke auf ein Minimum reduziert find und die Verwaltung der Landesbank mit diesem Be¬
lage auszukommenhofft.

Meine Herren! Wenn wir von hier aus einen Rückblick auf die gesamten Finanz-
Verhältnisse des Jahres 190? werfen, die schon anfangs bis Mitte des Jahres sehr schwierig waren,
«egen Schluß desselben aber sich krisenhaft zuspitzten, wie wir es in unserem Vaterlande wohl selten
"der fast nie erlebt haben, so müssen wir sagen, daß das Kuratorium und vor allem die Direktion

7
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der Landesbank in weiser Voraussicht und wohlgcrüstet in diese Krisenmunate eingetreten sind.
Der vorjährige Landtag beschloß am 16. März die Aufnahme weiterer Anleihen. Es wurde
damals im April die 31. Anleihe im Netrage von 30 Millionen Mark aufgelegt, und zwar waren
innerhalb zweier Monate 28'/u Millionen Mark freihändig begeben. Fürwahr in dieser schweren
Zeit ein außerordentlicherErfolg nnd ein Zeichen, in welchemguteu Ruf die Obligationen der
Landesbank und deren Absatzfähigkeit stehen. Gegen Schluß des Jahres wurde die 32. Emission
zu 4°/« ausgegeben, und schon wenige Monate, zirka 2 Monate hinterher waren 11^ Millionen
wiederumfreihändig untergebracht. Das macht zirka 200000 Mark Anleihenverkanf auf den Tag,

Der Darlehensbestand der Laudcsbank betrug Anfang März 1908 430'/« Millionen
Mark. Ausgezahlt wurden im Jahre 1907 in den elf Monaten zirka 35 Millionen Mark, zurück¬
gezahlt zirka 9^/» Millionen Mark, so daß eine Zunahme an Darlehen um 25'/« Millionen Mark
zu verzeichnen ist. Fürwahr meine Herren, wie der Herr Landesbankdirektorin der Kommission
sagte, eine Rekordziffer — denn die grüßte dentfche Hypothekenbank, die Bayerische Wechsel-
und Hypothekenbank,hat in diesem Jahre nur 21'/» Millionen Mark Zunahme an Darlehen
zu verzeichnen.

Wenn wir also dann gegenüber diesen Zahlen betrachten, daß wir ein Zinssoll der
Einnahmen von 14 Millionen haben, daß auf diesen kolossalen Betrag nur 11800 Mark an
Zinsen rückständig find, und daß trotz dieser großen Anzahl von Darlehen wir nur 20 Subha>
statiunen zu verzeichnen haben, so müssen wir doch sagen, es herrschen hier bei den Ausleihungen
gesunde Verhältnisse.

Der Betrag der im Depot befindlichen Effekten hat sich inzwischen weiter auf 182 Millionen
Mark vermehrt.

Meine Herren! Aus dieser Zahl sehen wir ein glänzendes Bild der Wirksamkeitunserer
Bank im verflossenen Jahre. Die I. Fachkommission hat dem Kuratorium und der Direktion der
Landesbankden Dank für ihre hingebende Tätigkeit ausgefprochen,und ich bitte das hohe Haus,
sich diesem Danke auf das herzlichste anzuschließen. (Zustimmung und Beifall.)

Ich beantrage ferner im Namen der I. Fachkommission, den Haushaltsplan der Landesbank
für 1908 auf 375000 Mark in Einnahmen und Ausgaben festzustellen.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das
Wort gewünfcht wird. — Das gefchieht nicht- Ich stelle die Annahme des Haushaltsplanes fest-

Es folgt der nächste Pnnkt der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Wahl der Kommifsion zur Mitwirkung bei der
Unterverteilung der nach § 16 des Gesetzes über die Kriegsleistungen vom
13. Juni 1873 etwa auszuschreibenden Landlieferungen auf die Kreifc.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. de Weerth.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. de Weerth: Meine Herren! Die Amtsdauer der

Kommissionzur Mitwirkuug bei der Unterverteilung etwa auszuschreibenderLandlieferungen auf
die Kreise endet mit Ablauf dieses Jahres. Mit den Funktionen dieser Kommifsion war bisher
der Provinzialausschußbetraut. Der Proviuzialausschußstellt den Antrag:

„Der Provinzillllandtag wolle die Mitwirkung bei der Unterverteilung der nach § 1"
des Gesetzes über die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 etwa auszuschreibende»
Laudlieferungen ans die Kreise dem Provinzialausfchuffe auf die fernere Dauer von
6 Jahren, und zwar bis zum Ende des Jahres 1914 übertragen."
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Die I. Fachkommission bittet Sie, diesen Antrag des Provinzialausschusseszum Beschluß
zu erheben.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ein Widerspruch scheint nicht zu erfolgen. .5ch
darf die unveränderte Annahme des Vorschlages feststellen.

Wir kommen sodann zum , . «, ^ > ^

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinz'al-
ausschusses, betreffend die Wahl vou bürgerlichen Mitgliedern und deren
Stellvertretern für die Oberersatzkommissionen und Hllfs-Oberersatz-
kommissionen in den im Regierungsbezirk Düsseldorf neu gebildete»
Landwehrbezirken. ^, .,,«,, , ,, , -<,

Der Berichterstatter, Herr AbgeordneterDr. Lembke ist verhindert. Wie nur mitgeteilt
wird, hat der Herr AbgeordneteHueck die Freundlichkeit,den Bericht zu übernehmen. Er ist
anwesend, und ich gebe ihm das Wort. ...... ^ ^

BerichterstatterAbgeordneterHueck- Weine Herren! Die Landwehrmspektwnen Dortmund
und Essen sind zum 1 Oktober 1907 von den gesetzgebendenKörperschaftengenehmigt und sind
eingerichtetworden. Nun hatte der letzte, der 47. Rheinische Provinziallandtag. den Provmzial-
°usschußbeauftragt, falls in dem Zwischenraumder Tagung von einem Provinziallandtag bis zum
andere« eine anderweitige Einteilung der Bezirke vorkommen sollte, er die Ersatzwahlen für diese
Neueinteilungzu tätigen habe. Da nun, wie vorhin gesagt diese Landwehrinspektionen D°rtmnnd
und Essen eingerichtet sind und die Neueinteilungstattgefundenhat, s° hat der Provmz.alansschuß
die in der vorliegendenDrncksache Nr. 5 verzeichneten Wahlen für die einzelnenBrigaden vor¬
genommen, und die erste Fachkommission beehrt sich zu beantragen:

„Der Provinziallandtag wolle die vorgenommenen Wahlen der bürgerlichenM.tglie er
und deren Stellvertreter für die Ober-Ersatzkommissione»und für die Hilft-
Ober-Ersatzkommissionenin den Bezirken der 27., 28. und 79. Infanteriebrigade
und der Landwehr-InspektionEssen für eine vom 1. Oktober 1907 ab laufende drei¬
jährige Amtsperiodebestätigen."

Stellvertretender VorfitzenderSpiritus: Sie haben den Antrag des Herrn Bericht¬
erstatters vernommen - Ich frage, ob das Wort gewünscht wird. Wenn das nicht der Fall ist,
^lle ich fest, daß Sie einverstanden find und demnach die Wahlen bestätigt haben.

Wir gehen über zu Nr. 18 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zn dem Haushaltsplan "er die Koste
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes "°m ^. Iul 1900 sow.
Loranschlag für die Fürsorgeerziehungs-Anstat Fichtenhain für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteStrahl, dem 'ch das W°rt ertette

Beri^terstatter Abgeordneter Strahl: Meine >H^
Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger balanziert ""/7^100 ^.88
'«50 700, also 147400 Mark mehr. Bekanntlichbeteiligt sich 1« der Saat m^
°" den Kosten der Nirloraeer^iehuna Es entfallen daher von diesem Mehr 100 000 Mari aus
deu Staat un m r zrw 50 000 Mark auf die Provinz. Der Gesamtzuschuß der Provmz zu denO„n >, ^ nww " „, ' „ cw^f Die Vermehrung, die ich eben erwähnte,
K°sren d^ Fürsorgeerziehnngbeträgt 589 300 Ma- ^ ^ ' / ^ ^
V^/"V^ ^" im ganzen, «sultier^
'p«chend der größeren Zahl von Zöglingen - das macyi ^"" u ^

^
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und ferner ans einem Mehr an Verwaltungskusten in der Zentralinstanz — das sind zirka
13 100 Mark.

Die II. Fachkommissionempfiehlt dem hohen Hause die unveränderte Annahme des
Haushaltsplans mit der Maßgabe, daß noch ein Posten für ctatsmäßige Anstellung eines
7. Buremmssistcntenhinzutritt. Diese Aenderung des Beschlusses ist iu Drucksache Nr. 44 näher
dargelegt.

Im Haushaltsplan ist noch bemerkenswert,daß bei der Fürsorgeerziehungauch der Staat
sich an den Kosten der Beamten in der Zcntralinstnnz beteiligt; infolgedessen sehen Sie anch in
dem Haushaltsplan die Kosten für die höheren Verwaltungsbeamten und für das Bureaupersunal
besonders aufgeführt, weil es ebcu dem Staat mit zwei Dritteln zur Last gelegt wird. Von
besonderer Bedeutung bei diesem Haushaltsplan sind die Bemerknngen, die auf Seite 261
dieses Haushaltsplans aufgeführt sind, und die sich darüber auslasten, wie wohl die weitere Zunahme
der Fürsorgezögliugesich gestalten wird. Am 1. April 1907 waren es 5763 Zöglinge, nach den
Verechnuugeuder Verwaltung werden es am 1. April 1908 6143, also zirka 380 mehr sein nnd
für den 1. April 1909 gehen die Berechnungen dahin, daß mit einer weiteren Zunahme von
ungefähr 170 Zöglingen zu rechnen ist. Die Verwaltung schließt ans dieser Zahl in Verbindung
mit den früheren Berechnungen,daß allmählich der Beharrungszustand erreicht wird, daß also eine
weitere Zunahme an Fürsorgezöglingennur stattfinden wird entsprechend der Bevölkerungszuuahme.
Im Laufe der Jahre 1909 oder 1910 wird also der relative Beharrungszustand eingetretensein.
Was die Zunahme infolge der Bevölkerungszunahmebetrifft, so rechnet die Verwaltung aus, daß
auf 10 000 Einwohner, um die sich die Bevölkerungder Nheinprovinzvermehrt, 10 bis 11 Fürsorge¬
zöglinge kommen.

In der II. Fachkommission wurde außerdem von der Verwaltung noch besondersreferiert
über die Angriffe, die die Pruvinzialverwaltung in den letzten Tagen im PreußischenAbgeordneten¬
haus durch einen Abgeordnetenerfahren hat. Der AbgeordneteHeckenroth machte der Provinzial-
verwaltnng znm Vorwurf, daß sie entgegender Tendenz des Gesetzes zn viel Zöglinge in Anstalten
unterbringe und viel zu wenig in Familien. Er führte aus, daß von 1109 eingeliefertenZög¬
lingen nur 80, also etwa 7°/„, iu Familien untergebrachtwerden, während 1029, also über 92"/«,
in Anstalten untergebracht seien. Das widerspreche der Tendenz des Gesetzes. Es zeige sich aber
auch, daß in anderen Provinzen anders vorgegangenwerde; z. B. im BezirkverbandCassel würden
44"/», im benachtbarten Westfalen 24"/» der eingelieferten Zöglinge den Familien über¬
wiesen, also immerhin ganz erheblichmehr als in der Rheinprovinz. Dieses läge wohl nicht
an dem Fehlen geeigneter Familien, sundern an anderen Ursachen. Er macht ferner noch der
Provinzialvcrwaltuug den Norwurf, daß die von der Pruvinzialverwaltung bestellten Fürsurger,
alsu die örtlichenPersonen, denen das Wohl des Fürsorgezöglings in gewissem Maße anvertraut
ist, sich nicht genügend mit den Geistlichen in Verbindung setzten, um zu beraten, ob geeignete
Familien zur Unterbringung des Zöglings vorhanden seien nnd ob die und die Familie auch
wirklich für den und den Zögling passend sei. Hänfig erfahre der Geistliche erst zu spät von einer
Ueberweisnng eines Zöglings an eine Familie, und dann sei natürlich die Sache nicht mehr rück¬
gangig zu machen. Weiterhin monierte er, daß ein Fürsurger zuviel Zöglinge unter sich habe,
ferner, daß zuwider dem Gesetz der Fürsorger eine Bezahlung erhalte, wenn er auch auführtc, daß
die Bezahlung nur iu einem Panschquantum erfolge. Immerhin sei das Pauschqnantumso beinessen,
daß eine Ersparnis herauskomme. Es müsse strenger betont werden, daß es ein reines Ehrenamt sei-
Endlichmag noch ein Punkt Erwägung finden, daß die Syuude, der der Herr AbgeordneteHeckenroth
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angehört, dem Herrn Landeshauptmann angebotenhabe, bei der Ausführuug des Gesetzes zu helfen.
Es sei aber von diesem Angebot kein Gebrauch gemacht worden.

In der II. Fachkommission hat der Referent der Provinz.alverwaltung ausführlich auf
diese Augriffe geautwortet, uud die Kommissionist zu der Ueberzeuguuggeko.umen da d.e e
Augriffe vollständig gruudlos siud. Iusbesoudere die auffallmdeTatsache,daß allerd.ug ... 7 «
dieser Kiuder iu Familien untergebrachtwerden, erklärt die Verwaltuug da.... aß .hr .» v
überwiegendemMaße nur solche Zöglinge überwiese« werde», die notwend.g.absolut "° "eMg n
Austalteu uutergebrachtwerdeu «uilsseu. uämlich solche ältere Minderjährige die gerade an der M «e
d°s 18. Lebensjahres sind. die. wenn es weibliche siud. von der Straße anfge esen >«°rd° n ,
die schon eiue reiche Vergangenheithiuter sich haben uud «»möglich ... °<n° 3"nnl:e ge räch w
Wunen, uud bei dm männlichen Fürsorgezöglingensolche, die Roheits- .... sonstige V"br h h
sich habe», die also ebenfalls auf eiue Austaltserziehuugangewiesens.nd^ Gerade d M
Pr°zeutsatz solcher Zöglinge verursachtes. daß uur iu gauz bescheidenen.Maße ""terbung .g u
Familien ftattstudeu kau.. Ich weiß nicht, ob die Verwaltuug Ge egeuhe.t «e meu w.rd f
etwaige» Angriffe noch einzngehen. Jedenfalls hat die II. Fachkommission sich wWmd.g m
befriedigt erklärt und die Angelegenheitals erledigt betrachtet, aber »nch beauftragt, da. auch
hier im hoheu Hause zur Sprache zu briugeu. .

Ich gehe jetzt über zu deu Neben-Hanshaltspläneniusbesoudere den. von »nhau H^
ist nichts besonderes zu erwähne». Es kommt in Betracht, daß von Fichtenha.n. as jetzt bemal,
ein Jahr in Netrieb ist ein abgeschlossenesRechnungsjahrnoch nicht vorliegt ^>'^e dessen >st d
Haushaltsplau mehr als eine Anfstellnng der etwaigen Kosten zu b"lachte>>. Es hat s ch a
gezeigt, daß die eiuzelneu Gruppieruugen im Hanshaltsplan richt.g smd «nd snh e" hi ha ,

Die einzelnen Etatsansätze können erst iu. nächsten Jahre, wenn emmal e.» Nechnnngs.ahrabge
Schlüssen ist. z^r Wirklichkeit nahe kommend, aufgestellt werden, ,^l,„^m

Erf ulich siud die Mitteiluugeu aus den Beilagen zum Haushaltsplan «uF.ch ha

aus dene,N 3e t. daß die besonderen Betriebe, die "e Verwaltnng eingehet ^
landwirtschaftlicheBetrieb, der Arbeitsbetrieb. Handwerksbetrieb nnd d e ^ ^'' " ^
Ueberschusse aufweise». s° daß der Zuschuß der Prov.nzmlverwaltung pch m relativ bescheidenen

^^" Namens der II. Fachkommission bitte ich daher das Hau, ^e^
„Der Proviuziallaudtag .volle deu vorbeze.chueten Ha« hal s l n m.t w ^ g

«nehmen, daß das Anfangsgehalt. der 3 h ns alts-
Peusiouschaushaltsplan flir eine« .veitereu (?) Bureauass.steute»über de» Ha».ya
pla» verrechnet wird." nl„,s^,^s>uia Ich aebe das

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eroffne d.e Verhandlung. ^ )

W°rt deu. Herr.. Vertreter des Herrn ^deshmiptumMs ^ ^^ ^ ^.^ ^^
Gehein.er Regieruugsrat Schnnot: Men.e Her , l, ^„^en Auslassungen

"altuug «uch das Wort «im.nt z« den eben «°u Ihren 0""/« "'"
des Herr.. AbgeordueteuHeckeuroth im Pre.ißische« ^'" Aschen Abgeord«ete«hause sehr

Die N«gelege«heite« der Mrs°rgeerz'°hun w«r « nn ^ ^
°ingeheud erörtert Der Refereut der für das Jahr 1908
aus. daß im Preußischen Staatshanshalt d.e Kvste w st^te Ansteigen

d" ^Inf^t^^^^^ 'ele ^«..ge erst im vorgehe.. Alte,
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mit dem 15., 16., 17. und 18. Lebensjahre in die Fürsorgeerziehunghineinkommen. Ein anderer
Redner des Hauses legte die Kosten der Anstaltserziehungdes Näheren dar und suchte auszuführen,
daß die Anstaltserziehungetwa viermal so teuer sei wie die Fanülienerziehung. Die Berechnungen
dieses Herreu sind aber uicht ganz zutreffend. Soweit die Reinprovinz in Frage kommt, belaufen
fich die Kosten der Anstaltserziehungnur ans das Doppelte derjenigender Fanülienerziehung. Ein
Zögling in einer Familie kostet uns rund 190 Mark pro Jahr und ein Anstaltszögling etwa 370
bis 380 Mark.

Der Herr AbgeordneteHeckenruthaber erörtert die Durchführung der Fürsorgeerziehung
in der Rheinpruvinz etwas eingehender und stellte zunächst die Behauptung ans, daß es nicht richtig
sei, daß die Fürsorger für ihr Amt bezahlt würden. Das Amt der Fürsorger sei eiu Ehrenamt,
und die Geschäfte müßten von den Fürsorgern unentgeltlichwahrgenommenwerden; sie dürften
höchstens am Schlüsse des Jahres ihre baren Auslagen liquidieren.

Meine Herren! Eine Bezahlung der Fürsorger findet iu der Nhcinprovinz nicht statt.
Die Fürsorger erhalten lediglich am Schlüsse des Jahres zum Ersatze ihrer Auslagen für Porto
und Schreibmaterialien pro Kopf des Zöglings einen Betrag von 6 Mark. Eine Bezahlung f>«
geleistete Dienste wird man hierin nicht erblicken tonnen. Die Fürsurger erhalten dann weiter noch,
wenn sie im Interesse ihres Amtes über Land gehen, ein Tagegeld von 5 Mark für den ganzen
und von 2,50 Mark für den halben Tag und außerdem für das Kilometer Landweg 25 Pfennig,
und weuu sie die Eisenbahn benutzen,ein Fahrbillet erstattet. Auch das ist nicht als Bezahlung
eines Fürsurgers anzusprechen,selbst wenn der eine oder der andere Fürsorger hierbei noch einen
Groschenfür sich herausschlagensollte.

Meine Herren! Der Herr AbgeordneteHeckenrothhat dann weiter die Gruße der Für-
surgcbezirke in der Nhcinprovinz bemängelt, habe doch vielfach eiu Fürforger 10, 12, 15 Kinder
unter sich. Er hat ausgeführt, daß da eine intensive Beaufsichtigungder Kinder durch den Für¬
sorger nicht stattfinden könne, und daß es insbesonderenicht möglichsei, ein gewisses Band des
Vertrauens zwischen dem Fürsorger und den Kindern zu spinnen.

Meine Herren! Wie liegt da die Sache? Wir haben eine große Anzahl von Fürsorgern
in der ganzen Nheinprovinz zerstreut. Jeder Fürsorger hat seinen ganz bestimmten Bezirk.
Selbstverständlichhat jeder Fürsorger nur Kiuder feiner eigenen Konfessionzu beaufsichtigen. Als
Fürsurger haben wir Pfarrer, Lehrer, Geschäftsleute,knrz und gut, Personen jeglichen Standes.
Die Bezirke der einzelnenFürsorger sind verschieden groß, je nach den Verkchrsverhältnifsenin der
dortigen Gegend, je nach der Dichtigkeit der Bevölkerung, nnd was der Umstände noch mehr sein
mögen. In dem einen Fall besteht eiu Fttrsurgebezirkaus einer Pfarrei, in dem anderen Falle
aus einer Bürgermeisterei,»nieder in einein anderen Falle aus einem Kreise.

Der Schwerpunktder Tätigkeit eines Fürsorgers liegt aber weniger in der Bcanfsichtignng
des einzelnenKindes, als vielmehr in dem Ansfindigmachengeeigneter,zur Aufnahme eines Kindes
bereiter Familien. Hat der Fürsorger diesen Teil seiner Tätigkeit gut besorgt, dann mag "'
zufriedennach Hanse gehen; hat er eine gnte Familie ansfindig gemacht, iu die eiu Kind hinein¬
paßt nnd hat er dieser Familie ein Kind zugeführt, dann muß die Familie im übrigen das weitere
besorgen. Die Aufsichtdes Fürsorgers kann sich dann ans das allernotwendigstc,auf die Regelung
der erforderlichen Geschäfte beschränken.

Es gibt Fürsorger, die 3 oder 4 Kinder unter sich haben, aber auch solche, die für
10, 20, 25 und selbst 35 Zöglinge bestellt find. Hat ein Fürforger in seinem übrigen Leben
viel zu tnn, so ist selbstverständlich die Zahl der Kinder, die er beaufsichtigenkann, gering-
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in der Nähe einen haben, ein Rentner, nun. dann mag er 30-40 «"wer oyn i

^Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Heckenroth hat dann weites ^
gewisse Znrnckdrmfgnngder Geistlichenbei der Ausübung der ^' ^
md da liegen die Verhältnissenach den von nns aufgemacht «Z'^
augenblicklichin Familienpflegeuntergebracht es
°uf 56 Fürsorger verteilt sind. Von diesen 56 Fürsorgern smd ^Juch'g 'cht G , m

siud Lehrer 'uud soustige Privatpersonen, deuen 221 Kmder zugew'e en ^ ° °b/so u 1

Fürsorger 10 Kinder kommen. Dagegen befindensich von den ^^^^
uuter der Anfsicht «ou 34 Fürsorgern geistlichen Standes, duft 34 P °w Pfarrers'

stehen als Pf^r au der ^ Er,,^ ^ ^..

Pfarrgei^ 2. "^n ^ w^ nach ^^ Zurückdränguug der
Mitarbeit der Pfarrgeistlichenan der Fürsorgeerziehuugu'cht wohl Mech ''

Es ist dann weiter von dem genauuten Herru gesagt worden. ^ ' ° " ^n "n "h '
der Synode Ateukircheu dem Herrn Landeshauptmauu augebotenwor eu. 'W^ ' Ausfuhmug
Gesetzeshelfen zu wolleu. Es solle ihm die Arbeit ^cht gemacht w«eu da ch d«
Kommission bestiumt würd, au die er sich nur zu wenden brauche »eu « 3 '°rge w°h^
wolle oder Familien wissen wolle. Die Kommissionsei niemals m Funlt'on getreten, man have
die Mitarbeit nicht gewünscht. .^ ^^^»^:„ ,„^ t,<>m Geist-

Weiter bedauert der Her, daß die bestellten Fürsorger stch "^ r chtze^g mtt wn ^
Nchen in Verbindnng setzen um mit ^ 5« beratm. m w^
gebracht werden konuteu. Meiue Herren! D.e 2°^^ 'st f g ude Un er^^^^^^^^
streugstensaugewiesen,sich jedesmal, bevor sie dem 2°"^ 7 F ^
M Aufnahme eines Kindes bereit sei. sich nut dem ^ud.gm ^ ^ ^,^.^,
°b die Familie auch zur Uuterbriugung emes Kmdes paßt. D«« ^rM,p^ « ". '^
in allen Fällen. Nur im Kreise Altenkircheu hat em f^mem «oMe d.st^^
Nlleu nnbeachtet gelassen. Der Betreffende'st entsprechend ^^°'F'^,, ,„h,,^
hat sich iu Zukuuft au die V°rschnft °eh^ ^, H,„
Befragung des Geistlichenin drei ^/«^ Äustage als Abgeordneter
Pfarrer - und das ist der Abgeordnete Heckenroth selbst ^ °«r Ze't °er ^ ^
i" Berlin weilt, also nicht wohl gefragt werden om.te. (H° t. o t) ^ve^u F .^^
der Herr Pfarrer nicht zn Hause war das Kmd «« °ber. ehe e^ ' d ^6 ^/ ^
wurde, bei dem Herrn Pfarrer vorbeigeführt, und da h" d" H«r ^ ^^ ^
..Das hast du gut getroffen, meiu Kiud du " " ^ .„ ,„ „„ ^iako-
W°r die Anfrage unterblieben,weil es s'ch um d'e Unterbnu ung emes ^ , ^ ^ ^
nifsinneu geleitetes Krankenhaus handelte. Daß man da u cht d n OttsP '

braucht, ob die Familie sich zur Uuterkuuft^s^tma' v^ Geistliche"
Im übrigen aber ist dem L^" "" z, ^,,, „ichts

der Synode Altenkirchen,bei Durchführung der Für,°rgeerz,'eym,u

^"""' ^ , , ,„ <.,« Abaeorduetebemängelt, daß in der Rheiuprovinz
Endlich, meine Herren hat d« H « ^ ° , ^st vou 92°/« in Anstalten

'"r 7.21 °/« aller Zöglinge im Jahre 1906 m Fanuuen. oe g p
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gekommen ist. Er hat gesagt, es wird in der Rheinprovinz nicht so Verfahren, wie es wünschens¬
wert wäre, und schließt seine Bemerkungen,mit den Worten: Ich kann nicht denken, daß es in
der Rheinprovinz außerordentlichfehlen solle an geeigneten Familien, in denen solche Kinder
erzogenwerden können. Vielleichtliegt es an anderen Ursachen.

Meine Herreu! Es stimmt, daß im Jahre 1906 nur 7,21°/« aller Kinder zunächst in
Familien gekommen sind. Der gesamte Durchschnittder hinter uns liegenden 6 Jahre der Fürsorge¬
erziehung beträgt in der Rheinprovinz 11,93"/»; in ganz Preußen aber, abgesehen von der Stadt
Berlin, die aus nahe liegendenGründen am besten außer Betracht bleibt, 17,34°/«; d. h. iu
gauz Preußen wandern von 100 Fürsorgezögliugeu17,34 in die Familien, in der Rheinprovinz
nur 12. Aber das liegt nicht daran, meine Herren, daß es in der Rheinprovinz an geeigneten
Familien fehlte, es liegt auch nicht daran, daß die Durchführung des Fürsurgeerziehuugsgesetzes
durch die Provinzialverwaltung zu wünschen übrig läßt, sondern es liegt, meine Herren, wie der
Herr Referent schon vorhin andeutete, an dem Material, welches uns iu Fürsorgeerziehungüber¬
wiesen wird. Unter 100 Fürsorgezöglingen, die neu zur Fürsorgeerziehunggelangen, entfallen in
ganz Preußeu auf die Lebensjahre 15., 16., 17. und 18. Jahr 38 °/n, in der Rheinprovinz aber
47 "/<,. Es kommen also außerordentlich viel mehr ältere Fürsorgezügliugeiu der Rheinprovinz
zur Ueberweisung, als in dem gesamtenPreußen.

Der Herr AbgeordneteHeckenroth hat auf den Bezirk Cafsel hingewiesenund hat gesagt,
dort seien 44"/« aller neu Ueberwiesenenin Familien gekommen. Ja, meine Herren, in dem
Bezirk Cafsel kommen an 16-, 17- und 18 jährigen Zöglingen nur 24,67 °/° zur Ueberweisung.
Also während in der Rheinprovinz genau die Hälfte aller Zöglinge sich im schulentlassenen Alter
befindet,befindet sich in Cassel noch nicht der vierte Teil in diesem Alter, und, meine Herren, ich
brauche Ihnen nicht lange auseinander zu setzen, daß man Zöglinge, die 17, 18 Jahre alt sind,
die, wenn sie männlichenGeschlechts sind, schon so und so oft sich im Gefängnis befundenhaben,
und die, wenn sie weiblichen Geschlechts sind, von der Straße aufgelesen worden sind, vorerst nicht
in Familien schicken kann. (Sehr richtig!) Man muß überhaupt mit der Familienerziehuugäußerst
vorsichtig sein. Schickt man ein Kind, welches sich für die Familienerziehung nicht eignet, in eine
Familie hinein, so verdirbt man sich die ganze Sache: Man macht das Kind nicht besser, man
verärgert die Familie, in die man das Kind hinein geschickt hat, und mau macht den Fürsorger,
der die Familie ausfindig gemacht hat und der sie gefragt hat, verdrießlich.

Also, meine Herren, äußerste Vorsicht in der Unterbringung der Fürsorgezöglinge,
namentlich dieser älteren in den Familien.

Meine Herren! Ich glaube, die gesamten Darlegungen haben Ihnen bewiesen, daß die
Durchführung der Fürforgeerziehuugin der Rheinprovinz nichts, wenigstensnicht nach den von dein
Herrn AbgeordnetenHeckenroth bezeichneten Richtungen, zu wünschen übrig läßt, und daß sie eine
gerechte Kritik wohl aushalten kann. (Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob uoch das Wort gewünscht wird.
— Das ist nicht der Fall. Ich frage den Herrn Referenten, ob er noch das Wort wünscht. —-
Das ist auch nicht der Fall.

Dann stelle ich fest, daß der Haushaltsplan augeuommen ist, und zwar mit der
Maßgabe, wie es eben vorgetragen worden ist, daß das Anfangsgehalt, der Wohnungsgeldzuschuß
und der Zuschuß an den Pensions-Haushaltsplan für einen weiteren (7.) Bnrcanassistentenüber
den Haushaltsplan verrechnet wird.

Bedenken erhebensich nicht. — Ich stelle die Annahme fest.
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Wir kommen dann zum >. ^ ^ z>„« m<.^i,,,;«s,
Antrag der II Fachkommission zum Bericht und Antrag des Pr°vn' ml-
ausschusses betreffend den Fortgang in der Errichtung weiterer R em.scher
Provwzlal^rzie^ für ältere Fürsorgez°gl:nge maunl.chen
Geschlechts, katholischen und evangelischen Bekeirntnlses.

Berichterstatter ist auch hier wieder der Herr Abgeordnete S^
Berichterstatter Abgeordneter Strahl- Meine Herren! Es h«"^" ^ «n

Zwischenbericht über den Fortgang der Arbeiten bis zur ?7 r ch d

«°uten. Die ganze Angelegenheitist in Drucksache 1? ««sfichrüch dargel gt^ ^ch brach d h

nur zu erwähnen: Ein Beschluß des Proviuziallaudtages vom Februar ^0 "^ . M
Anstalten zn banen eine katholische und eine evangelische für mannüche Fnrsorgezoglluge^Du
Arbeiten sind ^ gediehen,da nnnmehr für beide Anstalten ^s »d^
d°Z für die katholische Anstalt in der Nahe von Rheindahlen zwischen Gladbach Md Rhemdahleu

" der Groß 3.3wa 1-32 Hektar. Kosteupreis 82 000 Mark, das andere ^ «nde für d,
edaugelische Austalt in der Nähe von Solingen nach Krahenhöhe zu. °beu «lls über Z0 Hel ar
gwß'in diesem Fall erworbenfür eiueu Preis vou 100 000 Mark.
ist schou ziemlich >veit vorgeschritten,von den geplanten 15 Gebäude» ist ch°u ^ g^e Vluz
«richtet; wrau sichtlich werden im Herbst 1908 die Hochbauten nu Rohbau >°e>n s «s be
sei", und die Anstalt wird 1909 bezugsfähigseiu. Bei der Austalt ,u Solmgeu w.rd m diesem
Frühjahre mit den Bauten begonnenwerden.

Im Namen der II. Fachkommission beehre ich mich zn beantragen:
..Der Provinziallaudtag wolle vou dem Berichte Keuutms nehmen und der we.teren
AnsMmma der Beschlüsse vom 15. Februar 1906 entgegensehen. . ,, ^ .^

StH w Ir B^ Spiritus" Auch hier wird das Wort, soviel.ch sehe mcht
gewünscht. Ich ^ Sie deu Bericht uud Autrag uuveräudert angenommen haben.

^7 ^^Il'Fach?on^°7znm Bericht uud Autrag des Provinzial-
usschus es betest" weitereu Ausbau der Rheinischen Proviuzial-

E eh gsa Ä schuleutlasseue Fürsorgezögliuge mäunl:cheu Ge¬
fechts uükatholischeuV 5« Fichteuhan, be. Creseld.

Derselbe Herr Berichterstatterhat das Wort 5>.M,He 18 ausführlich
BerichterstatterAbgeordueterStrahl: Die Angelegen eü ^ Druckte 8 au.s

dargelegt. Es handelt sich erstens um Etatsüberschrntungeuoder > ^re Ba t u ust
»ichteuhan, die sich dadurch als uot.vendig erwiesen haben, daß ^,^/"^' '^
U"d im zweiten Teil dieses Berichtes um eine Eme,t« der

^ hat sich nmulich - um bei dem zweiten Te.l ^" "'^
°fter ein Maugel au Arbeitskräfte» w dem ««sge ^ >ß '' ^rt ^ ' ^ ^^
""ritt, weil ein Teil der Zöglinge aus schwer «s'eh reu n d amch ^^^

I.g minderwertige»^meute« besteht. U^ «n^n euckre ^s^che. Heizuugs-.

^?? : r^ ge^^^^^^
^^^7^^^ ^ '" "e die vorherige
Genehmigungdes Provinziallaudtages.
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Deswegen beantragt heute die II. Fachkommission diesen Bau nachträglich zn genehmigen
und im übrigen die im ersten Teile erwähnten Mehrausgaben ebenfalls zu genehmigen.

In der Fachkommission wurde nur »och eiue Bemerkung in dem Bericht hier als nicht
ganz zutreffendbezeichnet:

Es heißt, daß ein Terrain von 6'/2 da zu dem vorteilhaften Preise von 34000 Mark
abgestoßen sei. Ein mit den örtlichen Verhältnissenvertrauter Abgeordneter meinte, der Verkaufs¬
preis wäre nicht gerade vorteilhaft gewesen; man hätte voraussichtlichin späteren Jahren einen
höheren Preis erzielen können. Die Verwaltung rechtfertigt ihr Vorgehen damit, daß sie einen
höheren Preis trotz vieler Bemühungen zu damaliger Zeit nicht hätte erzielen können und daß sie
andererseitsInteresse gehabt habe, den Gruudbesitz möglichstbald abzustoßen. Die Angelegenheit
wurde damit als erledigt betrachtet.

Jedenfalls ist es notwendig, die entstehenden Mehrtosten von 137000 Mark zu decken,
und deswegen stellt die II. Fachkommission den Antrag:

„Der Provinzillllandtllg wolle sich mit den dargelegten Vauansftthrnngen einverstanden
erklären und den ProvinzialllUsschußbeauftragen, den Betrag von ruud 137000 Mark
zunächst vorfchußweise bei der Landesbankgegen möglichstbillige Zinsen zu entnehmen
und in eine demnächst anfzunehmendeAnleihe einzustellen."

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Da sich niemand zum Worte meldet, stelle ich
die Annahme des Antrages fest.

Wir kommen dann zum 21. Gegenstandder Tagesordnung, lautend:
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend den Erlaß eines Reglements für die Rheinische
Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstatt Fichtenhain.

Derselbe Herr Berichterstatter hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterStrahl: Nach 8 17 des Gesetzes über die Fürsorgeerziehung

Minderjähriger haben die Kommuualuerbände für die Verwaltung der von ihnen errichtetenEr¬
ziehungsanstaltenReglements zu erlassen, die der Genehmigung des Ministers des Innern und des
Kultusministers unterliegen,und zwar bezüglich derjenigen Bestimmungen,die sich auf die Annahme,
die Behandlung, deu Unterricht und die Entlastung der Zöglinge beziehen. Nach ß 8 der Provinzim-
ordnung und nach § 35 ist der Erlaß derartiger Reglements der Zuständigkeitdes Prouinziallandtages
vorbehalten. Es ist also nötig, daß der Provinziallandtag einerseits über dieses Reglement steh
schlüssig wird, und andererseits daß die Genehmigungder Herren Ressortministereingeholtwird.

Das Letztere ist inzwischengeschehen. Die Ressortminister haben sich schon mit dem
Entwurf einverstandenerklärt, nnd heute wird Ihre Zustimmung dazu erbeten.

Der Antrag in Drncksache Nr. 20 ändert sich also dadurch,daß die Herreu Minister sch°"
die Genehmigungerteilt habeu. Die II. Fachkommission beehrt sich daher, dem Hause vorzuschlagen!

„Der Provinziallandtag wolle dem vorgeschlagenen Entwurf eines Reglements für die
Rheinische Prouinzial-Erziehuugsanstalt Fichtenhain seine Zustimmung erteilen."

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich frage ob das Wort gewünfcht wird. -- Das
ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest, daß Sie dem Vorschlage des Herrn Berichterstatters
folgenddie Vorlage genehmigt haben, d. h. also unter Wegfall der Worte: „mit der Maßgabe,
daß der Pruviuzialausfchuß ermächtigt ist, etwaige von den zuständigen Herren Ministern noch
geforderte Abänderungenselbständigvorzunehmen", da die Herren Minister, wie vorgetragen lst,
ihre Zustimmmungbereits erteilt hnben.
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Wir kommen dann zu Nr. 22: ^. ^ ,^l„« ^ Nsnnin^al-
Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Prov.nzial
Straßenverwaltung nebst Neubau

Anlage ^. Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den ^ieuvau
von Pruvinzilllstraßen, 5.,c^k3

Anlage 2, Voranschlag über die Verwendung d^ Elsen ° n ds
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendnng des Fouds zur Unter

stüknna des Gemeinde- und Kreiswegebaues, ,<..«, m.
Aula e v, Voranschlag über die Einnahmen und Ausgabe« beim Be¬

triebe der dem Provinzialverbande gehörigen Stelnbruche
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete I)r. Hentzen, dem 'ch das
BerichterstatterAbgeordneterDr. Hentzen: Der Haus altsplan ^ Pr°vmM'Str»ßen^

Verwaltung schließ ab in Einnahme und Ausgabe mit dem Betrage von '/^^ "^ Im
d°rigen Iahrbalauzierte der Haushaltsplan in Einnahme und Ausga e mü 7 058 200 M
daß in diesem Jahr hiernach sich ein Mehr ergibt von 52 800 Mark,
dauernde Mehrbedarf der Proviuzial-Straßenverwaltung noch höher. Es ,st noch hmzuzurechn
N" Mehr von 121062.41 Mark. Die Differenz erklärt sich daraus, haß rm wngeu Jahre u
annahmen nnd Ausgaben ans der Anleihe 0 vou 2 400 000 Mach tue «» Iah« 190 v m
Provinziallandtag für die Herstellung von größeren Neu- uud Umpflasteruugen Brück M
duftigen Anlagen beschlossenworden war, noch der Restbetrag «"' 11 "62.41 Ma^
"'d Ansgabe ingest llt war. Dieser Betrag kommt jetzt in Fortfall, so daß scheu achrcher
Mehrbedarf für as lanfendeJahr ergibt von 173 862,41 Mark D'eser Mehrbedarf wnd gedeck
einmal durch vermehrte eigene Einnahmen der Provinzial-Straßenverwaltung. d,e fch u ge «m

belaufenau/3! 862M Mark. Da darüber Humus eiue weitere Decknug er verme^^^^^^^^^
"cht vorhanden ist, ist ein Mehrbetrag au Proviuziala gaben erorderl.ch von ^ ««0 Mark

Wenn ich um zu den einzelnen Einnahmetiteln übergehendarf, so ist zu Tüel 1 mchts
besonderes z belr n Es sind hier angeführt die feststehende,,Dotatwusreueu für Straß^
Zn Titel II ist Ich uichts besonderes zn bemerken. Die Zuschüsst aus der

M'te stehen f^st und sind in gleicher H^ eingeM w,e m. ^«h« D g °^
Pr°v,uzialabgabeu, wie ich eben chon hervorgehobenhabe. e,n Meyr
'557 000 Mark in diesem Jahre gegen 3415000 Mark '" °rM« ^h - D« e, n ^
nahmen ergeben insgesamt, wie schon erwähnt, ein Me r von 31^2 41 Ma «e, e en ^

"ahmen ist zunächst ein Mehr zu verzeichnen ^ ^">sw uugen de Fwk ^ Unterh ^g
der Provinzialstraßen nach dem Ge etze vom 18. August 1902 >V'" "nu ^
'«00 Ma/k, nämlich 130000 gegen 126 000 Mark die
" diesem Jahre in der Kommissionbei diesem Titel auch w'e " eto nwrden Y ß

^«.d 3 „ich. ,, «°chm», ?« » »»w >m " . ' ^^^' ^,^ ^,^, ^ ^ ,m3 :,^^««°««.^ '^»«-.i«-.,..«-,«°«««,, ^.,..«
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sind unverändert. Bruttoerlös für Chausseeabraum, Grabeuerde, alte Baumaterialien und Geräte
ergibt ein Weniger von 1050 Mark. Dagegen konnte beim Vruttoerlös für Chausseebäumeund
deren Abfallhulz ein Mehr eingestellt werden von 18 000 Mark. Im Jahre 1906 hat dieser Titel
ein ganz erhebliches Mehr gebracht; 88 410,86 Mark sind insgesamt bei dieser Nummer im Jahre
1906 vereiunllhmtworden. Es ist dies aber nur eine einmaligeaußerordentliche Einnahme gewesen.
Infolge Windbruchs hatte eine Reihe älterer Bäume gefallt oder beseitigt werden müssen. Es
konnte, bei der Dnrchschnittsberechnungdiese Summe nicht ganz eingestellt werden. Immerhin
glaubt die Verwaltung, daß ein Mehr von 18 000 Mark, gegen den vorjährigen Haushaltsplan,
also insgesamt 53 000 Mark sich rechtfertigenläßt. Die Zinfen von Depositen ergebenein Mehr
von 3750 Mark und 400 Mark. Das wären die Einnahmen.

Wenn ich nun zu dcu Ausgaben übergehe, so ergibt zunächst Titel I 2 der ordentlichen
Ausgaben eine Mehrausgabe aus dem Zuschuß zum Pensionshaushnltsplan zur Deckung der
Ausgabe« au Invaliden-, Wittwen- uud Waiseugeldern für frühere Straßenwärter uud -crbeiter
bezw. deren Hinterbliebene, Dieses Mehr ergibt sich von selbst aus den Grundsätzen, die seiner¬
zeit von dem Provinziallandtagc am 9. Februar 1901 beschlossensind.

Der Zuschuß zu deu Anlagen des gegenwärtigenHaushaltsplans ^, v (ü ist im wesent¬
lichen unverändert. Nur zu dem Voranschlag L hat eine Minderausgabe vou 9908 Man
angesetzt werden küuncn. Ich komme nachher bei Besprechungder Anlagen darauf zurück.

Der in diesem Jahre zum eisten Male beigefügte VoranschlagI) bezüglich der Steinbrüche
erfordert einen Zuschuß aus dem Haupt-Haushaltsplan nicht.

In Titel II für die örtliche Bauleitung find nennenswerte Veränderungen nicht zu
verzeichnen. Die kleinen Mehr- oder Minderbeträge sind in den Bemerkungenhinreichend begründet.

Zu Titel III ist nnch nichts befondereszu bemerken. Für Straßenmcister- uud Aufseher-
gchälter ist eine Verminderung der Ausgaben um 4000 Mark zu verzeichnen. Das erklärt sm)
daraus, daß einige ältere Straßenwärter mit höheren Gehaltssätzen jetzt ausscheidenund jüngere
dafür eintreten werden, die noch die geringeren Anfangsgehältcr beziehen.

Dann ist für Uebernachtungsgelderder Strahenmeister etc. ein Mehr von 1500 AM
erforderlich gewesen; für Entfchädigung der Straßcnauffichtsbcamteu zur Beschaffunguud Unter¬
haltung der Dienstfnhrräder ein Mehr von 430 Mark. Die Begründung ergibt sich aus den
BemerkungenSeite 591 des vorliegendenHaushaltsplans. Die Wieseu- und Wegcbauschulc i»
Siegen erfordert ein Mehr von 300 Mark, die diätarischeBesoldung von Anwärtern im Straße»-
mcisterdieust ein Mehr von 750 Mark. Im übrigen sind hier Veränderungen nicht zu verzeichne»-

Dagegen trägt der IV. Titel die Schuld daran, daß eben in diesem Jahre die Provinznu-
abgaben in so erhöhtem Maße herangezogen werden müssen. Es ist für die Unterhaltung der
Provinzialstraßcn ein Betrag von 4155 000 Mark gegen 4 Millionen Mark im Vorjahre, also
ein Mehr von 155 000 Mark. Aus den Bemerkungen zu diesem Titel auf Seite 595 des
Haushaltsplans werden Sie ersehen, daß dieser Mehrbedarf im wesentlichen sich erklärt aus dem
erhöhten Preise, der für den Bnsalttleinschlag infolge der Preiskunventiun der Basaltkleinschlag'
licferanten eingetreten ist.

Wie aus deu Bemerkungen zum Haushaltsplan hervorgeht, uud wie auch im vorige
Jahre Ihuen schon mitgeteilt worden ist, hat im Jahre 1906 eine genaue Veranschlagung°"
Unterhaltungskostender Provinzialstraßcn für die Jahre 1907 bis 1910 stattgefunden. Dabei w"
aber dieser Preisnufschlag für Nafaltklcinschlagnoch nicht in Rücksicht gezogen. Dieser Aufschlag
ist dann nachher berechnet worden und hat einen jährlichen Mehrbedarf von 225000 Mal
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«geben. Diese Summe ist jedoch in dem diesjährigenVoranschlag nicht ganz ^wlich gewesen
««wehr lmt i,Ma Beschüsses des vorjährigen Provinziallandtages, indem d:e P^u z da
"bergig ^'Ialt^Äe «nzukanfen^sich
den Betrag von 65 000 Mark vermindern lassen. In ^ ,3 h
v°n 144900 Mark für diesen Basaltkleinschlag eingestellt. Mit "'" '^e
wird nach den Erklärnngen der Ver.oaltung auch in Zukunft 5«ch''" °e^n nm ^

Im übrigen ist noch ein Mehr der Ansgaben be: ^em T:t^ zu ver chum n ^
vermehrtenZinsen und Tilgungskostenfür die Anleihe 4 für Klempflasterdre hler emgestelit ^n
Mit 223 819 Mark gegen 185 870 Mark im Vorjahre. .

Dann ist noch in diesem Titel wie iu früherenJahren em Betrag n 2 ^
'""'ne für unvorhergesehene Unterhaltungsarbeiten znr Verfügung des Herrn Landeshauptmanns

"" "gesamt also ergibt dieser Titel, wie schon bemerk, einen Mehrbedarfvon 155 000 Mark.

t ^N^r^e^ ^ ^ ^ für d«n ^nde^
die Provinzialstraßeu in eigene Verwaltung übernommenhaben, von 16 529.93 Mark emgestellt
'st. infolge vermehrter Uebernahmevon Provinzialstraßen. ^ - .^ ^^n.i 641 Kiu

Nach der Znsammeustellunganf Seite 599 ergibt stch. daß /etzt ms « 641 ^
Straßenlänge von de7 Provinz an die Gemeindenzur Unterhaltungabgegeben worden sind, «nd daß
"«für insgesamt an Renten der Betrag von 599 322,09 Mark gezahlt wnd

In den folgendenPosten dieses Titels sind 7 Mehr
Der Titel schließt ab mit der Gesamtsummevon 4 865 822,09 Mari. H)as m )

°°ch mehr Kenntnis gegeben werden sollte. Fi-Yer yaoen m,, ^ . ^ ^ ist

der Oessentlichkeit vollzogenund die Allgemeinheitnoch wemg "^.,^ H^'^,,,is
"er doch «.großer Wichtigkeit, daß die M^inhe^ der
«hält. Wir dürfen wohl hoffen, daß nn nächsten ^ahre eme ^aeywe.pmg
Arbeiten uns mitgeteilt werden kann. l5„liMdiannaen usw.. für sonstige

Für Prämien der Haftpflichtversichernng. P'f^'^'^8 ?5 ^!ar ^ ^^,^
"'worhergeseheue Fälle uud zur Abrundung :st ^' Mehrwrag v n 1088.7.^ 1^^ ^^^

Insgesamt schließen die ordentlichen Ausgaben "" «' ^
«442 685,59 Niark i!u Vorjahre, also mit einem ^hr °^ ^ ^ ,ch.,^ ^
^, Bei den außerordentlichenAnsgaben sind ^m^r m,e nu nM ^hre in Wegfall
« schon früher erwähnte Anleihe 0 für ""ßer" entl'che ^ ^^ ^^^h^,

t°mmt. dafür aber die Anleihe 0 jetzt ganz zur Verzmsungund Tügung Y
^an aufgenommenist. ^ . ,,, .^ U„saaben Titel I, 3 ein Mehrbetrag

Infolgedessen ergibt sich in den außerordeMchen Ansgaben ^

s"'her erwähnt habe.
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Wenn ich jetzt kurz zu den Anlagen dieses Haushaltsplans übergehen darf, so beziffert
sich Anlage ^, der Voranschlagüber die Verwendungdes Fonds für den Neubau der Provinzial-
straßen, in Einnahme und Ausgabe auf 90 675 Mark. Veränderungen gegen das Vorjahr sind
nicht eingetreten.

Anlage L, der Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds, erfordert einen
Minderbetrag an Provinzialabgaben von 9908 Mark. Diese Ersparnis erklärt sich daraus, daß
der Anteil an dem Uebcrschussc der Kleinbahn Merzig-Büschfeld im Rechnungsjahre 190? ein
Mehr von 3203 Mark ergebenhat, daß außerdem au Bestand aus den früheren Rechnungsjahre»
ein Mehr von 6705 Mark eingestellt werden konnte. Es ist hier im übrigen sonst nichts zu
erwähnen.

Anlage lH, Voranschlagüber die Verwendnngdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-
und Kreiswegebaues ist wieder unverändert gegen das Vorjahr. Dieser Voranschlag schließt in
Einnahme und Ausgabe ab mit 667318 Mark 33 Pfg.

Anlage I) ist in diesem Jahre zum ersten Male dem Haushaltsplan beigegebenworden.
Es ist der Voranschlagüber die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe der dem Provin-

zialverbande gehörigen Steinbrüche. Dieser Haushaltssilau balanziert in sich selber in Einnahme
und Ausgabe mit 47500 Mark. Eiu Zuschuß aus dem Haupt-Haushaltsplau ist nicht erforderlich.
Mit 47200 Mark sind die Erträge der Busaltsteinbrüche,die angekauft worden find, angefetzt-
Des Näheren brauche ich hierauf hier wohl nicht einzugchen,da das Sachverhältnis ja vorhin
von dem Referenten Herrn von Kruse eingehend erörtert wurde.

Der Zinsendienst erfordert 37200 Mark, so daß für sonstige Ausgaben der ziemlich
erheblicheBetrag von 10300 Mark zur Verfügung steht, der wohl kaum ganz Verwendung
finden wird.

Meine Herren! Ich habe die Ehre, namens der III. FachkommissionIhnen die
unveränderteAnnahme des Haushaltsplanes, wie er Ihnen hier vorliegt, nebst den zugehörigen
Anlagen H, L, (^ und I) Zu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Eine Wort¬
meldung erfolgt nicht. Ich stelle daher die unveränderte Annahme dieses Haushaltsplanes fest.

Wir gehen über zum
Antrag der III. Fachkommission zur Petition der Gemeinde Trittenheim
im Landkreise Trier um Gewährung einer Beihilfe zum Bau einer Brücke
über die Mofel bei Trittenheim.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteKlingelhüfer, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Klingelhöfer: Meine Herren! Ich habe Ihnen ""

Auftrage der III. Fachkommission Bericht zu erstatten über eine Petition der Gemeinde Trittenheu»
im Landkreise Trier um Gewährung einer Beihilfe im Betrage von 30000 Mark zum Bau einer
Brücke über die Mofel bei Trittenheim.

Die Gemeinde Trittenheim will die Mosel überbrücken. Es sind hierzu die folgende»
Ausgaben erforderlich: für die Brücke220000 Mark, für Gruuderwerb 18000 Mark, so daß "»
ganzen die Brücke einen Kostenaufwandvon 238000 Mark erfordert.

Die Gemeindebegründet ihren Antrag auf Beihilfe bei der Provinz damit, daß sie s"tt'
',',« ihres Weinbergsbefitzesläge auf dem rechten Ufer der Mofel. Ihr grußer Waldbesitz»"'
455 Hektar liege ebenfalls auf dem rechte» Mofelufer. Der Gerichtsstand, Arzt und Apotheke
befinden sich in dem auf dem auderen Ufer liegendenOrte Neumagen. Im Winter bei Eisgang
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sei die dort vorhandeneFähre nicht zn benutzen, nnd es bestehe für die Gemeinde infolgedessen eine
außerordentliche Erschwerungin ihre,» Verkehr. ,,. .. ^ - ^ ^,».

Diese Ne ündnngen sind ja alle lokaler Natnr. Andererseits gibt d'e Geme« a e

°uch «>, daß die Fähre sehr start benutzt würde von Pilgern, die ^dem H chwal znr Efel
"°ch Clansen hinziehen, andererseitsvon Viehhändlern, die die Märkte un Hochwald und m der
^ifel besuchen , < c-> .

In 'der benachbarten Gegend sind Brücken inzwischengebaut worden "'den Orten
Mehring und Schweich.und zwar ist zu der Brücke iu Schweich von er Pwvmzw
Zuschnß von 40000 Mark gegeben worden, währendfiir Mehring von ^r Pr°vmz:alv rwcll^ em
Zuschnß abgelehnt wurde. Nach der Auskunft des Landesbanamts m Cochem sollen ^ V haltmss^
" Mehring. was den dnrchgehenden Verkehr anbetrifft, nicht so liegen wie d e Nrha n st n
Trittenhein" wo der durchgehende Verkehr als etwas bedeutender ^gefaßt w,r. ^mmer ft
"er doch ie Sache die. daß die zu erbauendeBrücke in erster Lm.e zur Erleich er ug lokale
«erkehrsinteressendienen soll, und es konnte schon ans diesem Grunde wohl dem Antrage mcht

^Es7ommt aber hinzu, daß nach den Bestimmungen,die seiner Zeit «°n. 38 Rheinischen
Pwvinziallandtage znr Ausführnng des § 7 des Reglements für das Straßenbauweseu n
Nhemprovinzgetroffensind, es ansgeschlossenerscheint, Beihilfen zu gewähren nachdem eme Brücke
bereits iu Bau genommenworden ist. Die Brücke ist aber von der Gemeinde m Wu l,enomme
während sich die Proviuzialverwaltung uach dem ß 11 der Bestimmungendoch die Mtwnkung er
Projektierung, ebenso die Mitwirknng beim Bau vorbehaltenhat.
den Bau begonnen hat, so muß aus diesem Gruude der Antrag unbedmgteAblehnung erfahren.

schlägt Ihnen daher in Uebereinstimmnng nut dem Provmzml-
ausschussevor den Antrag der GemeindeTritteuhcim abzulehnen.

Stellv betender Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort 'U «w ^
^ Das geschieht nicht. Daun stelle ich fest, daß Sie tue unveränderteAnnahme de. Vorschlages
Ihrer Kommissionund des Ausschusses beschlossen haben.

^Ant^e^ ^r Petition des Gemeinderats von
Weblr 'im Kreise Maiien. betreffend die Unterstützuug des Gemeinde-

Hierzu ist derselbe Herr Berichterstatter. ^ ^^ ^^^.^^
Berichterstatter AbgeordueterKliUgelhofer: Eme wettere ^ei, , . ^

Wehr eingegangen!iu welcher sich der ^ei"
Verwaltung in den letzten Jahren keine Beihilfen erhalten habe "n 4> ' . " ^
Erhebungenbezüglich der bisherigen und angemessener zukünftiger Verteilung der ^rovinzialz.ycyun

beschließenzu wollen. ^eu Weg. noch für eine be-
Der Geuieinderat von Wehr stellt weder sur eiii^u hinfällig.

^"Mte Summe einen Antrag. Aus diesen. Grnnde fm' s h°n ^^ ^
Unfalls kann der Provinziallandtag nicht dazu "n / ^ ^
«u. schließlicheine Berufungskommission einsetzen. W°l en 'v" «b«^ , , ^^^

"n Blick in die vorliegende Drncksache2 gennge , 'Ni^zu ze en d , ^) ^ I ^

d h7^ ?es^ sind. Iw Jahre 1906 sind
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8000 Mark und im Jahre 1905 10 000 Mark zu dem gleichen Zweck bewilligt worden. Für
das Jahr 1908 sind 4760 Mark in Aussicht genommen,im ganzen ein Betrag von 2? 670 Mark.

Menn nun von dieser erheblichenSumme nicht einmal ein Gerücht bis nach Wehr
gedrungenist, so muß mau sich allerdings die Frage vorlegen, wie das zusammenhängt. Ich habe
darüber von dem Herrn Laudrat von Mayen Aufklärung erhalten. Er sagte, daß die angeführte
GemeindeWehr nur die allgemeineHimmelsrichtung andeutet, in welche die Gelder der Provinz
gewandert sind.

Im übrigen ist dem Antrage nichts hinzuzufügen, und die III. Fachkommissionbittet
in Uebereinstimmungmit dem Vorschlagedes Provinzialausschuß, diesem die Sache zu Erledigung
zu überweisen.

StellvertretenderVorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht? — Das geschieht nicht,
Dann stelle ich fest, daß Sie dem eben mitgeteilten Antrage entsprochen haben.
Wir treten in die Verhandlung über den

Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Proviuzialausschusses,
betreffend die Gewährung von Beihilfen aus Fonds ^ und L zum
Gemeinde- und Kreis-Wegebau für das Rechnungsjahr 1907.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFreiherr von Hammerstein.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Hammelstein: Meine Herren! Einem

Wunscheder III. Fachkommission,der vor zwei Jahren geäußert worden ist, entsprechend,legt
alljährlich der Provinzialausschuß einen Bericht darüber vor, welche Gemeinden aus deu Funds
^ und ü Beihilfe bekommen, und wie hoch die Beihilfen gewesen sind.

Die III. Fachkommissionhat von diesen: Bericht Kenntnis genommen, Bemerkungen
dazu uicht zu machen gehabt nnd bittet dnrch mich, den Bericht nach Kenntnisnahme als erledigt
anzusehen.

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Wird das Wort gewünscht?— Das ist Nlchi
der Fall.

Ich stelle fest, daß Sie den Bericht dnrch Kenntnisnahme als erledigt ansehen.
Wir kommen dann zu dem

Autrag der IV. Fachkommission zum Bericht des Provinzialanschusses,
betreffend die auderweite Ordnung der Verwaltung nnd des Schutzes der
Gemeindewaldungen in der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteFreiherr vou Troschke.
Berichterstatter AbgeordneterFreiherr von Troschke: Meine Herren! Sie haben in

der vorigen Session den Beschluß gefaßt, den Provinzialausschuß zu beauftragen, sobald wie
möglich, tunlichst bis zum 1. Oktober d. Is. anstelle des Pruvinziallandtags nach Abschluß der
zurzeit schwebenden Verhandlungen bestimmteVorschlägeiu dieser Sache an die KöniglicheStaats-
regieruug zu richten und diese dringlich zn bitten, dem nächstenProvinziallandtage einen bezüg¬
lichen Gesetzentwurf zur Stellungnahme vorzulegen.

Gleichzeitig hat damals der Provinziallandtag beschlossen,der IV. Fachkommission aufz»"
geben, dem Provinziallandtag 6 Mitglieder aus seiner Mitte vorzuschlagen,die bei den Be¬
ratungen des Provinzialausschusses über die Aenderung der Bestimmungen für die Gemeinde-
Forftverwaltung zuzuziehensind.

In der Plenarsitzung vom 16. März 190? wurden 6 Mitglieder, darunter auch ")-
gewählt, um mit dem Provinzialausschuß in dieser Sache gemeinsamzu arbeiten.
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Es haben dann zwei Sitzungen des Provinzialausschusses unter Zuziehung dieser 6 Herren
stattgefunden,am 23 Oktober und 27. November des vorigen Jahres. Es wurde uns zunächst
«ne Denkschriftvorgelegt, in welchen der staatlichen Beförsterungdas Wort geredet wurde. Es
wurde dagegen im Provinzialausschuß. speziell auch von den sechs hinzugezogenen Mitgliedern,
eine Reihe von Bedenken zur Sprache gebracht, vor allen Dingen dasjenige, daß durch d.ese
Regelung die Selbstverwaltungder Gemeindenzu sehr beengt bezw. ganz aufgehoben werden wurde.

Es wurde deswegenfür zweckmäßig erachtet, auf einer anderen Grundlage vorzugehen.
Die einzige Möglichkeit, um zum Ziele zu kommen - zu dem Ziele nämlich auch e.ne Versetz-
barkeit der Forstbeamten möglich zu machen, was dringend notwendig erschien -, war. emen
Zweckverband zu errichten: Sie finden in den Drucksachen die Vorschläge, die in dieser Beziehung
gemachtworden sind. Sie finden auf Seite 32 und folgendeden Vorschlag 4 des Provinzial¬
ausschusses und daneben immer auf der rechten Seite die Änderungsvorschläge, die vom Herrn Ober-
Präsidenten zu diesem Entwürfe gemacht worden sind.

Auf Grund der Verhandlungen in der zweiten Sitzung ist dann der Vorschlag zustande
gekommen, welchen Sie auf Seite 46 finden. Er ist nach der Sitzung redigiert und den einzelnen
Mitgliedern zugeschickt worden, welche Einwendungendagegen nicht mehr zu machen hatten.

Dieser Vorschlag ist der Staatsregierung unterbreitet worden; es wird jetzt abzuwarten
sein, welches Gesetz von dieser dem Provinziallandtag zugehen wird, der dann in seiner nächsten
Session dazu Stellung zu nehmenhaben wird. ., c - t >

Ich will hier nur ganz kurz eben noch streifen, daß es dem Provinzialausschußin seiner
erweiterten Form vor allen Dingen darauf ankam, das Selbstverwaltungsrechtder Gemeinden
hochzuhalten - ich betone das gegenüber anderen Darstellungen,die die Sache ab und 3« gefunden
h°t. - und zwar waren es ganz speziell die 6 von dem Provinziallandtag k°mmitt,ertenMitglieder,
welche darauf gedrängt haben. Es ließ sich nicht unbedingt erreichen,d.e Selbstverwaltung,n
demselben Umfange, wie sie bisher bestand, aufrechtzu erhalten, wenn man e.ne Versetzbarkett der
Beamten ermöglichenwollte, und das schien anderseits unerläßlich. Da ft«en S,e im Para¬
graphen 10 ..Stellenbesetzung«die Bestimmung, daß in bestimmtenFallen be. den Forstschutz-
beamten speziell im Interesse des Dienstes, die Versetzungvom Herrn Ober-Prafidenten nut
Zustimmungdes Provinzilllmtcs ausgesprochen werden kann. .... ... c>„,s^..^

Im übrigen ist sowohl die Anhörung der Vertreter der Gemeinde ezw. des Forstschntz-
verbaudes bei der Be etzung einer Forstschutzbeamtenstelle als auch ^ Auhorung der »
deputierten bei Besetzung einer Oberförsterstelle bestehen geblieben und s ist nur noch
angefügt, daß def^isausschuß den Vorschlag zu mache» hat nud auf desseu Vorschlag d.e

7"^"b, daß es im übrigen zweckmäßigsei., wird wenn auf d. Ei^itm^

^ '^be^ ^^.3i: ^5 ^ habe
"einen Zmel^f dem" und weiß den Wortlaut nicht (Heiterke.t) - der Provmzml-
landtag möac von diesen VerhandlungenKenntnis nehmen.

M^ue Herr? Ich bitte um Eutschuldiguug. daß ich ebeu zu spat kam nnd m der E.le
°uch den Iet"l .M mitgebrachthabe. Aber ich konnte nicht annehmen,daß Herr von Hammer-
st°'n sich so kurz fassen würde. (Heiterkeit.)
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Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Sie haben den zettellosen
Antrag gehört. Er stimmt aber mit dem Wortlaut überein, — Ich frage, ob das Wort
gewünscht wird.

Königlicher Landtagskommifsarius, Ober-Präsident Dr. Freiherr von Schorlemer:
Ich bitte um's Wort.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Seine Exzellenz,der Königliche
Herr Landtagskommmissarius.

Königlicher Landtagskommissarius,Ober-Präsident Dr. Freiherr von Schorlemer:
Meine Herren! Ich möchte mich in diesem Stadium der Verhandlungen nur auf eiue kurze
Mitteilung beschranken. Ich bin nicht in der Lage, namens der Königlichen Staatsregiernng zu
den vom Pruvinzilllausschuß gemachten VorschlägenStellung zu nehmen. Es hat sich als
notwendig erwiesen, die Ihnen zur Kenntnisnahme unterbreitete Vorlage auch noch den Herrn
Negierungs-Präsidenten der Provinz zu eiuer eingehenden gutachtlichenAeußerung zu übersenden.
Ich bin erst kürzlich in den Besitz dieser Aeußerungen gelangt und bis heute noch nicht in der
Lage gewesen, den Bericht zu erstatten, den die beteiligten Herren Minister von mir erfordert haben.

Dieser Erklärung möchte ich gegenüberden Mißdeutungen, welchen der jetzige Vorschlag
des Provinzialausschnssesin der Oeffentlichkeitbegegnet ist, noch einige Worte, hoffentlichzum
besseren Verständnis der Ihnen gemachten Vorlage, hinzufügen.

Ich glaube, wir sind uns alle darüber klar, daß auf dem Gebiete der Gemeindeforst-
verwaltnng Mitzstcinde zn beklagen sind, Mißstände, welche aber nicht in der Bewirtschaftungdes
Waldes liegen. Es muß anerkannt und auch an dieser Stelle ausgesprochenwerden, daß die
Gemeindeforsten im großen und ganzen sich in gutem Zustande befinden, und daß die Gemeiude-
forstbeamtenauch uutcr teilweise sehr schwierige,: Verhältuissen ihre volle Pflicht und Schuldigkeit
getan haben. (Lebhaftes Bravo.) Aber, meine Herreu, was zu beklagen ist, das ist ausführlicher
erwähnt in der Ihnen vom Provinzialausschuß gemachten Vorlage. Zu beklagen ist vor allen
Dingen die mangelhafte Besoldung eines großen Teiles der Furstverwaltnngs- und der Forstschutz-
beamten, ihre Unversetzlichteit und ebenso die Tatsache, daß vielfach die Gemeinde-Waldschutzbezirke
zu groß und ausgedehnt sind gegenüberder Leistungsfähigkeitder Beamten und auch im Vergleich
zu den entsprechenden Schutzbezirken der Staatswaldungen.

Es liegt ja auf der Hand, daß allen diesen Mitzständen mit einem großen Schlage
abgeholfenwerden könnte durch die Ueberuahme der Forstverwaltung auf den Staat, allerdings in
dem ausgedehntenSinne, daß nicht allein die Forstverwalinngsbeamien— und davon ist bisher
allein bei den Verhandlungen über die staatlicheBefürsterung die Rede gewesen — sondern auch
die Forstschutzbeamten, die Gemeindefürsterund auch die Waldhüter in den Staatsdienst über¬
nommen werden. Von der Beeinträchtigungder Gemeindefelbstverwaltung,die zweifellosmit einer
solchen Uebernahme verbunden sein würde, will ich hier nicht weiter reden. Aber es muß doch
hervorgehoben werden, daß es immerhin sehr fraglich erscheinen kann, ob der Staat in der Lage
sein würde, die volle staatlicheBefürsterung der Gemeindewaldnngenohne entsprechendes Entgelt zu
übernehmen. Es läge nahe, daß der Staat sich auf denselben Standpunkt stellt, wie ihn meines
Wissens auch die Pruvinzialverwaltuug einnimmt, daß er sagt, wenn ich schon den waldbesitzenden
Gemeinden in so erheblicherWeise bei der Verwaltung ihrer Angelegenheitenunter die Arme
greifen muß, welche Ansprüche können dann erst an mich gestellt werden auf anderen Gebieten von
feiten derjenigenGemeinden,die nicht in der Lage sind, ihre Ausgaben, zum Teil wenigstens, aus
den Einkünften von Waldungen zu decken.
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Meine Herren! Wenn aus diesem Grunde immerhin es zweifelhafterscheinen muß, ob
der Staat die Beförsterungder Gemeindewaldungen ohne vollen oder nahezu vollen Ersatz der ihm
«wachsenden Ausgaben übernimmt, dann glaube ich, kann es dankbar, und ohne das jetzt schon
mehrfach ausgefprochene Mißtrauen, begrüßt werden, daß in die Verhandlungenüber diese immerhin
sehr schwielige und für unsere waldbesitzenden Gemeinden hochbedeutsameAngelegenheit auch solche
^schlage aufgenommenwerden, welche, wie der Herr Referent schon ausgeführthat, bei möglichster
Schonungder Gemeindefelbstverwaltung, bei möglichster Aufrechthaltung der bestehendenOrganisation
d°ch den Zweck verfolgen, den bestehenden Uebelständen ohne eine größere Inanspruchnahmeeiner
staatlichen finanziellenUnterstützungabzuhelfen.

Meine Herreu! Ich kann für mich und ich glaube auch für die Herren, welche bei den
bisherigenVerhandlungen in der Frage der anderweitigenRegelung der Gemeindeforstverwaltnng
mitgewirkt haben, das hier aussprechen,daß wir keine andere Intention gehabt haben als, in
Anbetracht der gegen die staatliche Beförsterung erhobenen Bedenken noch einen Vorschlag zur
Bildung eines Zweckverbandes zu machen, der die dem Staate durch die Beförsteruug erwachsenden
Aufgaben übernehmen sollte. Ob der hier vorgeschlagene Weg sich als gangbar erweisen wird,
steht noch dahin. Sollte es nicht der Fall sein, so wüßte ich allerdings für die Gemeinden, welche
nicht in der Lage sind, die zunehmendenKosten ihrer Forstverwaltung zu tragen, keinen anderen
Ausweg, als die Bitte um staatliche Beförsterung.

Jedenfalls möchte ich aber auch heute schon die Hoffnung aussprechen,daß es unter der
dankenswerten Mitwirkung, welche die Provinzialverwaltung der Angelegenheitder Gemeindewald-
beförsterung bisher hat zuteil werden lassen, recht bald gelingen möge, eine Lösung zu finden,
"elche sowohl den Wünschen der interessierten Gemeinden,als vor allen Dingen auch den berechtigten
Ansprüchen der GemeindeforstbeamtenRechnungträgt. (Lebhafter Beifall).

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Ich frage den Herrn Berichterstatter,ob er noch
d°s Wort wünscht.- Das ist nicht der Fall. Dann stelle ich fest, daß Sie von der Vorlage
des ProuinzialllusfchufsesKenntnis genommen haben.

Wir kommen dann zum . . <
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinz,«!-
ausschusses, betreffend Bewilligung von Beihilfen zu deu Kosten
»,) der Regulierung der Nahe von Kreuznach bis Bingen,
d) der Regulierung der unteren Wupper,
e) der Räumung der Niers.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Kefseler, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Kesseler: Die vorliegendenWi Antrage sind das

Ergebnis langwieriger Verhandlungenund langjähriger Vorarbeiten. Es handelt sich dabei gleich¬
mäßig um allgemeine Melioratiouseinrichtungenvon großer Bedeutung. Es sind umfaugre.che
piekte aufgestellt worden, welche nach eingehendertechnischer Prüfung tue Genehnugung der
staatlichen Aufsichtsbehörden gefuudeuhaben. ^ ... ^ «, ^ <-

, Was die anteiligen Kosten anbelangt, fo belanfen sich die Kosten für die
°"f 80 000 Mark, die der Wupper auf 145 000 Mark und die bei der Niers auf 57 400 Mark,
"" Lanzen ein Betrag von 282 400 Mark. . .. « ..^ <- ^ «, ».

In Auerkeunuugder allgemeinen Bedeutuug uud Zweckmäßigkeitder «Agende« Pr°Me
b" stch die Königliche Staatsregierung zur Traguug vou '/« der auteiligen Ausfuhrungstosteu
b"eit erklärt unter der Bedingung, daß der Provinzialverband den gleichen Beitrag bewilligt.



68 48. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 11. März 1905 ____________

Das letzte Drittel der Kosten sowie die Unterhaltung der Anlagen ist von den Beteiligten über¬
nommen wurden.

Ich übrigen darf ich mich auf die eingehende Begründung der Vorlage in Nr. 31 der
Drucksachen beziehen.

Ich habe die Ehre namens der IV. Fachkommission zu beantragen, die Vorlage nach dem
Vorschlage des Pruvinzialausschussesanzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Das Wort
wird nicht gewünscht.Ich schließe sie wieder. Ich stelle die unveräuderteAnnahme des Antrages fest.

Die folgende Vorlage ist der
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses über die Ausführung des Beschlusses des 47. Provinzial-
landtags vom 16. März 1907, betreffend die Regelung der Vorflut von
Wasserläufen bei Zusammenlegungen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Groote, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordnetevon Groote: Meine Herren! Der Provinziallandtag hat

bereits im vorigen Jahre einstimmig sich für den Erlaß eines Gesetzesüber die Regelung der
Vorflut bei Zusammenlegungenausgesprochen, indem er mit Befriedigung davon Kenntnis nahm,
daß die KöniglicheStaatsregierung auf einen gemeinsamen Antrag des Provinzialausschussesund
der Landwiltschaftskammerdie Einbringung eines solchen Gesetzes zugesagt hatte. Ich brauche daher
auf die Sache selbst wohl gar nicht naher einzugehen uud habe nur mit ein paar Worten auszu¬
führen, aus welchem Anlasse heute nochmals eine Stellungnahme zu dieser Angelegenheit von
Ihnen erbeten wird.

Meine Herren! Der Herr Landwirtschaftsministerhat sich inzwischen dahin ausgesprochen,
daß er den Erlaß eines solchen Gesetzes aus dem Grunde nicht für notwendig halte, weil die
Materie gleichzeitigmit dem in Aussicht genommenenWassergesetze ihre Regelung finden könne.
Der Herr Minister hat deshalb anheimgestellt,daß der ihm vorgelegtebesondere Gesetzentwurf so
umgearbeitet werde, daß er das erstrebteZiel gleichzeitigmit dem Wassergesetz und im Anschluß
an dieses erreicht.

Meine Herren! Die IV. Fachkommission ist nun in Uebereinstimmung mit dem Provinzial -
ausschuß der Ueberzeugung, daß hierdurch eine höchst bedanerlicheVerzögerung entstehen würde.
Das Bedürfnis zur Regelung der Vorflutverhältnissebei der Zusammenlegunghat sich nach der
Ansicht aller Beteiligten als ein so außerordentlich dringendesherausgestellt,daß es höchst unerwünscht
wäre, wenn die Befriedigung dieses Bedürfnisses erst mit dem Erlasse des Wassergesetzes erfolgen
würde. Denn, meine Herren, wenn man auch der Ansicht sein mag, daß die Frage des Preußischen
Wasserrechtesdurch den jetzt vorliegendenneuen Entwurf eine wesentliche Klärung gefundenhabe,
so ist es doch wohl außer Zweifel, daß noch längere Zeit darüber vergehen wird, bis diese sehr
schwielige und umfangreiche Materie ihre gesetzliche Gestaltung gefundenhat.

Aus diesem Grunde bittet die IV. Fachkommissionin Uebereinstimmung mit dem
Provinzialcmsschuß:

„Provinziallandtag wolle der Ueberzeugung von der Notwendigkeit des baldigenInkraft¬
tretens eines Gesetzes zur Regelung der Vorflut in der Rheinprovinz im Wege des
UmlegungsverfahrensAusdruck zu geben und den Herrn Minister für Landwirtschaft,
Domänen und Forsten bitten, in nachmaligeErwägung über den Erlaß einen solchen
Gesetzes unabhängig von dem geplanten Wassergesetz einzutreten.



48. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 11. März 1908.
69

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: D° das Wort nicht gewünscht wird, stelle ich
die unveränderteAnnahme fest.

^^"d^lV.^achkommission zum bricht «nd Antr^ d^Pro^nzia.
ausschusses, betreffeud ein Gesuch ^s M^
fingen, Oberamt Hechingen, vom 19, September IM um ",,
von der Verfolgung eines Regreßanspruches der Rheinischen landwrrtschaft
lichen Berufsgenossenschaft gegen ihn.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Merrem. . <,, . .;. n„,^ck<. -33 sind
Berichterstatter AbgeordneterMerrem: Meine Herren! Durch Druck ch 33 md

Ihnen die tatsächlichen Vorgänge in dieser AngelegenheitWerts zur K°n ' ^
>'"d ich darf daher bei der vorgerückten Stunde wohl davon absehen,sie h.er nochmalseingehend

^°°Der Ackerer Stefan Ostertag zu Grosselsingen, ^eramt fingen b^bü^B^
°mer Göpel-Futterschneidemaschine die am 1. Januar 1906 m Kraft Dienen ^
Vorschriften unserer Berufsgenossenschaft außer acht gelassen, rndem er ferne 3^'^^
mcht mit den vorgegebenen Schutzvorrichtuugenversehen hat Infolge d e Unte lassnn
erlitt sein 13 jähriger Sohn Mathias am 15. November 1906 dadurch emen Unfall ß er benn
Heranschaffen von Schneidegut ausglitt und mit dem linken Bern '« w ^

Nach dem vorliegendenSachverhältnis ist eine grobe Fahr aMe. n^^
Vermögensverhältnissedes p. Ostertag sind derartig, daß er wohl rmstande rst, dre Aufwendungen

'" ^7^A^s3 s^t Ihm« einstimmig die uuveräuderte Annahme des Antrages

33Än^n^^^^

St^r^^N^^
Das geschieht uicht. Danu stelle ich die Annahme fest.

Wir kommen zum letzten Gegenstand: Provinzial-
Autrag der IV. Fachkommi fron zum B cht m A ^ ^ ^^z^
ausschusses, betreffend Gesuch des Acker rs W he ^ ^^ ^^ ^^
Kreis Bitburg, vom 17. Januar 1908 ^
folguug des Regreßauspruchs der Rhernrschen landwrrtschastu )
gcuosseuschaft gegen ihn. ,. ^ ^r gebe.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete H^ zu Malberg
BerichterstatterAbgeordueter Merrem: Der Fall de.A^ .^^,^^ ^^,^^

u°8t gauz ähulich wie der vorhergehende. Hoser h«t e. n ^ ^^ ^ ^
eschaftigten 14jährigeu Wilhelm Mohr mrt den an, 1. I ".mr 1 ^^ ^^ ^^ ^^
erhutungsvorschriftenbekannt zu m°che". wozu 'ich N. . , ^ ^ ^.^^,^^.

^r geriet mit der rechten H°nd «rdre W^^ ^ ^, E„tl«ruug
eb'ch ^quetscht wurde. Bei Beobachtungd b " u n ) ^^ ^ ^^^

"" bei Außerbetriebsetzuug der Maschinevorzunehmen l,t, wäre ,
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Wilhelm Hüser ist in guter Vermögenslageund imstande, die Aufwendungender Berufs-
genossenschaftzu ersetzen.

Auch hier schlägt Ihnen die IV. Fachkommission einstimmigdie unveränderte Annahme
des Antrages des Provinzialausschussesvor. Dieser Antrag lautet:

„Der Provinziallandtag wolle unter Ablehnung des Antrages des Ackerers Wilhelm
Höser zu Malberg vom 17. Januar 1908 beschließen, daß der Regrcßanspruchder
RheinischenlandwirtschaftlichenBerufsgenossenschaftgegen ihn aus dem Unfälle des
Wilhelm Mohr vom 7. Dezember 1906 geltend zu machen ist."

Ich möchte nur aber zu diesen beiden Anträge» noch folgende Bemerkungerlauben: Die
Anträge sind in der Kommissioneinstimmig ohne Debatte abgelehnt worden. Es geht daraus
hervor, daß die Begründung der Vorlage des Pruviuzialausschussesvolle» Anklang gefunden hat.
Ferner darf wohl ausgesprochen weiden, daß grundsätzlich diejenigen Betriebsunternehmer,welche die
Unfallverhütungsvorschriftennicht befolgt und dadurch einen Unfall verschuldet habeu, zum Ersatz
der der Rheinischenlandwirtschaftliche« Berufsgeuoffenschafthierdurch erwachsenden Entschädigungs¬
leistungenangehalten werden sollen. Berufuugen an den Provinziallandtag in solchen Fällen kaun
voraussichtlichein Erfolg nur dann in Ausficht gestellt werdeu, wenn der Bctricbsuuteruehmer
stichhaltige Gründe dafür anzuführen vermag, daß er diese Uufallverhütungsvorschriftennicht
beobachtet hat. Unkenntnis der betreffenden Bestimmungenkann als eine derartige Entschuldigung
nicht gelten, weil sie, ordnungsmäßigbekannt gemacht sind.

Stellvertretender Vorsitzender Spiritus: Sie haben den Antrag gehört, der dem Vor¬
schlage des Provinzilllausschusfesentspricht. Das Wort wird nicht gewünscht. Ich stelle die An¬
nahme des Antrages fest.

Wir sind am Schluß der Sitzung. Ich erlaube mir, den Vorschlag zu machen, die
nächste Sitzung morgen, Donnerstag, abzuhalten und zwar um 11 Uhr. Die Tagesordnung dürfte
folgende fein:

1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Aenderungendes Reglements über die Versetzungder Pruvinzialbeamten der Rheinprooinz in
den Ruhestand.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschnsses,betreffend
Aenderungendes Reglements über die Fürsorge für die Witwen und Waisen der Provinzial-
beamten der Rheinprovinz.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Aenderungen der Grundsätze für die Invaliden- und Hinterbliebenenversorgungder nicht ruhe-
gehaltsberechtigtenBeamten, Angestelltenund Arbeiter der RheinischenProvinzialverwaltung.

5. Antrag der II, Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege-
anstalten zu Andernach,Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg, Iohanuistal und Vierzig M'
das Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909.

6. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Verzinsung der vom 47. RheinischenProvinziallandtage genehmigtendritten Anleihe für
Hochbauten.

7. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Verbesserung der Lage des Pflegepersonals an den Rheinischen Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalten.
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8. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag betreffend
Beschaffung weiterer Plätze zur Unterbringung von Geisteskranken
.) durch Neubau der achten Proviuzial-Heil- und PflegeanstaltBedburgw Eleve.
d) dnrch Vergrößerung der Provinzial-Heil- und Pflegeanstal ^M^

9. Antrag der I Fachkommission zum Bericht und Autrag es Provu zr l sschuffes.betreffend
die Regelung der Diensteinkommen der Provinzialbeamtender ^henMvv nz.

10. Antrag der IV. Fachkommissiou zum Bericht und Antrag des f""«MWssch^
die Errichtung weiterer landwirtschaftlicherWinterschulenm den Kreffen Neuß. Dusseldorf.

11. A^g^I^mmissiou znm Hanshaltsplan für ^ erweiterteAn,m^
des G fetzes vom 11. Inli 1891 für das Rechnuugsjahrvom

12. Antrag der II'. Fachkommission zum Haushaltsplan für ^Vem°lt ng d Landarmenweseus
der Rheinprovinz für das Rechnungsjahrvon: 1. April 1908 b« ' ' ^ 909.

13. Antrag der II Fachkommissiouzum Haushaltsplau der P°^" lderw und d
Ehreubreitsteiuer allgemeinenArmeufouds für das Rechnungsjahr vom 1. Apnl 1908

14. Antr^lf.' Fa^ zum Haushaltsplau ^r die ^
Beaufsichtigungde? baulichenUnterhaltungsarbeiten, sow.e über de« F°nds .ur Er u
maschineller Anlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahrvom 1. Apnl 1908

15.Antmg ^ 5N dem Antrag ^s Landwirts
Salmorth. Kreis Eleve, um Erstattung von Kosten '
Viebbestandeszwecks Lokalisierung der Maul- und Klauenseuche ^ " '^

16. Antrag der II. Fachkommissiou zum Haushaltsplau derProvmzml-Arbeüsanstalt zu BmuweUer
für das Rechuuugsjahr vou 1. April 1908 bis 31. M«rz 19U9 Trier für das

17. Autrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des LaudarmenhaMs zn Tner für
Rechnungsjahr vom 1. April 1908 bis 31. März 1909. ^ .„ ......sHlMs betreffend

18. Auirag der II. Fachkonumssion zum Bericht und Antrag des Provmzmlausschusses.betreffe
die Leitung und Verwaltung des Landarmenhaufesm ^rier. .. Stiftuuaen

19. Antrag de^ II. Fachkommission zum von
und fowie über welche bezw.

Epileptikern. Idioten. Blinden, ^r'ukern nud KmppM ^ ^^ Rechnungsjahr
deren Angehörige keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegeyao.., ,

vom 1. April 1908 bis 31. März 19M Provinzialausfchusses.betreffend
20. Antrag der I. Fachkommission zum Bencht «« ^" Rheinprovinz auf

die Ausdehnung der Tätigkeit der Provmzml-Fenerversicheruugsani

das Gebiet des Fürstentums Birkenfeld. Provinzialansschusses.betreffeud
21. Antrag der I. Fachkommission zum Ber'cht und Antrag °e ^ d ^.^

Genehmigung des Ankaufs des Gnmdstücks Fnednchftraße 74 zu ^ ff l
Provinzial-Feuerverficherungsanstaltder ^^°""/_.^^lausschusses über die im Jahre 1907

22. Antrag der III. Fachkommission zum Bencht des P""'" ^ 5 Abs. 3 des Gesetzes

erfolgte Bewilligung v°n Beihilfenzn Arme^ ^ ^^^,
vom 2. Juni 1902. betreffenddie Ueberwelfung weuerer
verband>e.
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